
   Protokoll-Nr. 18/73 

18. Wahlperiode 

 
 

Ausschuss für Ernährung und Landwirt-
schaft 

   
 

18. Wahlperiode  Seite 1 von 41 

 
 

 

Wortprotokoll 
der 73. Sitzung 

 

 Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Berlin, den 16. Januar 2017, 15:00 Uhr  
Berlin, Konrad-Adenauer-Str. 1, 4.900,  
Paul-Löbe-Haus 
4.900 

Vorsitz: Alois Gerig, MdB 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 

 

  
 

 

 Gesetzentwurf des Bundesrates 

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung  
des Gentechnikgesetzes 

BT-Drucksache 18/6664 
 
 

  

Federführend: 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

Mitberatend: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und  
Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Berichterstatter/in: 
Abg. Kees de Vries [CDU/CSU] 
Abg. Elvira Drobinski-Weiß [SPD] 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE.] 
Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 

 
 

  



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 2 von 41 

 
 

 Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Vierten Gesetzes  
zur Änderung des Gentechnikgesetzes 

BT-Drucksache 18/10459 
 
 

 

Federführend: 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

Mitberatend: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und  
Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Gutachtlich: 
Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung 

Berichterstatter/in: 
Abg. Kees de Vries [CDU/CSU] 
Abg. Elvira Drobinski-Weiß [SPD] 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE.] 
Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 

 
 

 
 
 

  



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 3 von 41 

 
 

Liste der Sachverständigen 
Öffentliche Anhörung am Montag, dem 16. Januar 2017,  
ab 15:00 Uhr,  
im Paul-Löbe-Haus (PLH), Saal 4.900 
 
 
 
 
 
Stand: 20. Dezember 2016 
 
 
Interessenvertreter und Institutionen: 

 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) 

Am Köllnischen Park 1 

10179 Berlin 

 

Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Mainzer Straße 80 

65189 Wiesbaden 

 

  



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 4 von 41 

 
 

Einzelsachverständige: 

 

Dr. Georg Buchholz  

Stralauer Platz 34  

10243 Berlin 

 

Prof. Dr. Hans-Georg Dederer 

Universität Passau 

Juristische Fakultät 

Innstraße 39 

94032 Passau 

 

Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen 

Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 

Institut für Pflanzengenetik 

Herrenhäuser Straße 2  

30419 Hannover  

 

Wolfgang Koehler 

Weberstraße 104 

53113 Bonn 

 

Prof. Dr. Joachim Schiemann 

Julius Kühn-Institut (JKI) 
Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen 
Erwin-Baur-Straße 27 
06484 Quedlinburg 
 

 

  



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 5 von 41 

 
 

 

 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 6 von 41 

 
 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 7 von 41 

 
 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 8 von 41 

 
 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 9 von 41 

 
 

 

 

 

 

 

 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 10 von 41 

 
 

 

 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 11 von 41 

 
 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 12 von 41 

 
 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 13 von 41 

 
 

 

 

 

 

 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 14 von 41 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 15 von 41 

 
 

Der Vorsitzende: Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich bitte Sie die Plätze einzunehmen. Ich eröffne 
hiermit die öffentliche Anhörung zur Änderung des 
Gentechnikgesetzes auf der Grundlage eines Ge-
setzentwurfes des Bundesrates (BT-Drs. 18/6664) 
und eines Gesetzentwurfes der Bundesregierung 
(BT-Drs. 18/10459). Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren, zu 
der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Er-
nährung und Landwirtschaft begrüße ich Sie sehr 
herzlich. Die Richtlinie (EU) 2015/412 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 11. März 2015 
zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG räumt den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein, in ihrem Ho-
heitsgebiet den Anbau von gentechnisch veränder-
ten Organismen (GVO) unter bestimmten Voraus-
setzungen zu beschränken oder zu untersagen. Wir 
wissen alle, das ist die sog. Opt out-Richtlinie. Zur 
Umsetzung dieser Richtlinie haben sowohl der 
Bundesrat als auch die Bundesregierung jeweils  
einen Gesetzentwurf vorgelegt. Wir möchten heute 
mit den von den Fraktionen benannten Sachver-
ständigen über diese beiden Gesetzentwürfe spre-
chen und uns ein vertiefendes Bild verschaffen. Sie 
sind alle hier; wir freuen uns darüber. Deswegen 
darf ich Sie, die als Sachverständige der Institutio-
nen sowie als Einzelsachverständige für die heutige 
Anhörung eingeladen worden sind, zuerst willkom-
men heißen. Ich danke Ihnen, dass Sie uns für Fra-
gen persönlich zur Verfügung stehen. Als Sachver-
ständige von Institutionen bzw. Verbänden begrüße 
ich zunächst vom Bund für Umwelt und Natur-
schutz in Deutschland e.V. (BUND) Frau 
Heike Moldenhauer und vom Hessischen Ministe-
rium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz Frau Staatssekretärin (Stn) 
Dr. Beatrix Tappeser. Herzlich willkommen. Als 
Einzelsachverständige begrüße ich Herrn Rechtsan-
walt Dr. Georg Buchholz, Herrn Professor Dr. Hans-
Georg Dederer von der Universität Passau, Herrn 
Professor Dr. Hans-Jörg Jacobsen, lehrend an der 
Gottfried Wilhelm Leibniz-Universität Hannover, 
Herrn Wolfgang Koehler, Ministerialrat a. D. sowie 
Herrn Professor Dr. Joachim Schiemann vom Ju-
lius Kühn-Institut (JKI). Schön, dass Sie hier sind. 
Ich begrüße zu meiner Rechten die Parlamentari-
sche Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth aus 
dem Bundesministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft (BMEL). Schließlich, wenn auch zuletzt, 
begrüße ich sehr herzlich die Zuschauerinnen und 
Zuschauer auf der Tribüne. Es gibt ein paar kleine 

Regeln: Sie beachten bitte, dass Sie Ihre Handys auf 
„lautlos“ stellen, keine Fotos machen und von Bei-
falls- und Missfallensbekundungen absehen, damit 
unser Sitzungsverlauf nicht gestört wird. Zur Er-
stellung des Protokolls wird eine sog. digi-
tale Tonaufzeichnung gefertigt. Ich bitte die Sach-
verständigen, nach meiner Worterteilung die Mi-
krofone zu benutzen und (am Ende Ihrer Redebei-
träge) bitte wieder abzuschalten. Das ist für uns 
ganz wichtig, damit es nicht zu Störungen kommt. 
Ich weise darauf hin, dass die Anhörung im sog. 
Live Stream auf der Homepage des Deutschen Bun-
destages angeschaut werden kann. Den Sachver-
ständigen wurde im Vorfeld die Möglichkeit zur 
Abgabe einer vorbereitenden schriftlichen Stellung-
nahme gegeben. Von dieser Möglichkeit haben 
fünf Sachverständige Gebrauch gemacht. Diese 
schriftlichen Stellungnahmen liegen als Ausschuss-
drucksachen 18(10)507-A bis 18(10)507-E vor. Sie 
sind ebenfalls auf der Internetseite des Ausschus-
ses veröffentlicht. Daneben wurden von Verbänden 
bzw. weiteren Institutionen drei Stellungnahmen 
unaufgefordert abgegeben, die ich meinem Stellver-
treter und den Obleuten der vier Fraktionen – wie 
bei uns üblich – zugänglich gemacht habe. Wir ha-
ben vereinbart, dass nach dieser Begrüßung die 
Sachverständigen Gelegenheit für ein Eingangs-
statement von maximal fünf Minuten erhalten, be-
vor wir in die Fragerunden der Abgeordneten ein-
steigen. Für die Anhörung sind zwei Fragerunden 
vorgesehen. Die erste Runde dauert eine Stunde. 
Die Rede- und Antwortzeit der Fraktionen ist wie 
folgt aufgeteilt: Für die CDU/CSU 25 Minuten, für 
die SPD 15 Minuten sowie für die Fraktionen 
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN je-
weils zehn Minuten. Die zweite Runde wird zeit-
lich „halbiert“, das heißt, 30 Minuten mit der ent-
sprechenden Halbierung der Zeit für die einzelnen 
Fraktionen. Das sind jeweils die Zeiten für Frage 
und Antwort. Die Fragesteller müssen die Namen 
des/der Sachverständigen nennen. Das wissen Sie 
aber schon alle. Wir haben heute als Ausschuss die 
zweite Anhörung; wir haben zum „Düngepaket“ 
heute Vormittag schon eine Anhörung gemacht. In 
diesem Sinne haben wir alle viel Erfahrung. Wenn 
kein Widerspruch zu erkennen ist, starten wir jetzt 
direkt mit dem Eingangsstatement von Frau 
Heike Moldenhauer vom BUND. Bitteschön Frau 
Moldenhauer, Sie haben das Wort. 
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Heike Moldenhauer (BUND): Dankeschön. Sehr ge-
ehrter Herr Gerig, sehr geehrte Abgeordnete, ich zi-
tiere aus dem Koalitionsvertrag (von CDU, CSU 
und SPD) aus dem Jahre 2013: “Wir erkennen die 
Vorbehalte des Großteils der Bevölkerung gegen-
über der „grünen“ Gentechnik an.“ Das ist die 
Selbstverpflichtung, die sich die große Koalition 
gegeben hat. Leider findet sich in dem Gesetzesent-
wurf der Bundesregierung davon nichts wieder. 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung gaukelt 
vor, bundesweite Gentech-Anbauverbote ermögli-
chen zu wollen, baut dann aber so hohe Hürden 
auf, dass es sie nicht geben wird. Er will die im EU-
Recht verankerte Nulltoleranz für nicht zugelassene 
gentechnisch veränderte Organismen weiter ver-
wässern und er strebt an, die Weichen für eine De-
regulierung neuer Gentechniken zu stellen. Ange-
sichts der Kürze der Zeit möchte ich mich auf den 
Kern des Gesetzesentwurfs konzentrieren, die Um-
setzung der Opt out-Richtlinie in deutsches Recht. 
Wir werden keine bundesweiten Anbauverbote be-
kommen, weder in der Phase 1 noch in der Phase 2. 
Der Gesetzesentwurf ist vielmehr so angelegt, dass 
für beide Phasen ein Scheitern vorprogrammiert ist. 
Am Ende wird die Verantwortung für bundesweite 
Anbauverbote immer bei den Bundesländern lie-
gen. Sprechen sich nicht alle 16 Bundesländer im-
mer für Anbauverbote aus, dann haben wir den von 
uns so sehr kritisierten Flickenteppich. Dass sich in 
Phase 1 sechs Bundesministerien in 45 Tagen im 
Einvernehmen auf ein bundesweites Anbauverbot 
einigen, ist völlig illusorisch. Damit liegt der Ball 
im Spielfeld der Bundesländer. 16 Bundesländer 
müssen 16 Rechtsverordnungen erlassen und darin 
ihre Verbotsgründe darlegen. Ob alle handeln und 
ob immer alle handeln, also bei jeder Anbauzulas-
sung, ist offen. Ist das nicht der Fall, dann haben 
wir den gefürchteten Flickenteppich. Unser Lö-
sungsvorschlag ist, die Beteiligung aller Bundesmi-
nisterien ersatzlos streichen. Wenn eine Mehrheit 
der Bundesländer sich für Anbauverbote aus-
spricht, dann soll das BMEL verpflichtet sein, der 
Kommission zu melden, dass das Anbaugebiet 
Deutschland frei von Gentech-Anbau sein soll. 
Auch in Phase 2 dürften bundesweite Anbauver-
bote schwerlich zustande kommen. Phase 2 spielt 
dann eine Rolle, wenn ein Konzern ein in Phase 1 
ausgesprochenes Anbauverbot nicht akzeptiert oder 
ein Mitgliedstaat oder eine Region nach bereits er-
teilter EU-Zulassung Verbote aussprechen will. Der 

Gesetzentwurf sieht zwei Akteure vor, die Rechts-
verordnungen erlassen können: Einmal die Bundes-
regierung und dann die einzelnen Bundesländer 
bzw. die Landesregierungen. Dabei ist ungeregelt, 
wer wann handeln muss. Folgende Szenarien sind 
denkbar: Der Bund tut nichts und einzelne Länder 
agieren und erlassen Verbote. Oder das Kompetenz-
wirrwarr ist so groß, dass am Ende niemand han-
delt. Im ersten Fall hätten wir einen Flickenteppich 
und im zweiten Fall nicht mal den. Unser Lösungs-
vorschlag hier ist denkbar einfach. Die Länderöff-
nungsklausel ist zu streichen. Der einzige Akteur in 
Phase 2 muss die Bundesregierung sein. Sie muss 
die Verantwortung dafür übernehmen, dass in 
Phase 2 ein nationales Anbauverbot zustande 
kommt. In Phase 2 sind Konzernklagen möglich. 
Hier ist es wichtig, dass Deutschland als National-
staat das Klagerisiko auf sich nimmt und nicht die 
Bundesländer. Wichtig ist außerdem, dass die Bun-
desregierung die Verantwortung für die Ausarbei-
tung und Koordination der Verbotsgründe über-
nimmt und auf die Kompetenzen ihrer Behörden 
setzt bzw. diese abfragt und nicht nur die Länder 
„liefern lässt“. Ich komme zum Schluss. Die Agro-
Gentechnik hat in Deutschland und in der überwie-
genden Zahl der EU-Länder keinerlei Akzeptanz 
gefunden. Nach über 30 Jahren Forschung und 
20 Jahren kommerzieller Nutzung ist es weder der 
Industrie noch der Wissenschaft gelungen, ein Ver-
trauen in diese Technologie aufzubauen. Agro-Gen-
technik ist unserer Ansicht nach nicht demokratie-
fähig. Deswegen meine Bitte an Sie als Abgeord-
nete: Nutzen Sie den Spielraum des EU-Rechts und 
sorgen Sie für rechtssichere bundesweite Gentech-
Anbauverbote in Deutschland! 
 
Der Vorsitzende: Danke. Das war darüber hinaus 
auch eine tolle Punktlandung. Jetzt ist Frau Staats-
sekretärin Dr. Tappeser dran, bitteschön. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank. Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren, 
vor etwas mehr als einem Jahr haben wir im Bun-
desrat einen Gesetzesantrag der Länder verabschie-
det, mit dem die Möglichkeit für ein nationales An-
bauverbot von gentechnisch veränderten Organis-
men, das sog. Opt out, bundesweit und bundesein-
heitlich umgesetzt werden sollte. Dieser Entwurf 
wurde von der Bundesregierung in weiten Teilen 
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im Rahmen ihrer Stellungnahme abgelehnt. Wir ha-
ben ein gemeinsames Eckpunktepapier verhandelt 
zwischen Bund und Ländern und von allen Län-
dern mit einem AMK (Agrarministerkonferenz)-Be-
schluss bestätigt, also, von 100 Prozent der in den 
Ländern gewählten Repräsentanten, das das Ziel 
betonte, in gemeinsamer Verantwortung durch Fe-
derführung des Bundes ein flächendeckendes An-
bauverbot für grüne Gentechnik in Deutschland zu 
erreichen. Vor diesem Hintergrund ist der nun vor-
gelegte Gesetzentwurf aus Sicht der Länder sehr 
enttäuschend. Lassen Sie mich dazu zwei zentrale 
Punkte aufgreifen. So ist im vorliegenden Entwurf 
die Nutzung von Phase 1, die es den Mitgliedstaa-
ten ermöglicht, ihr Hoheitsgebiet von der Anbauzu-
lassung auszunehmen, ein Einvernehmen zwischen 
sechs Bundesressorts vorgesehen. Dieses innerhalb 
von zehn Tagen zu erreichen, so wenig Zeit ver-
bleibt bei Ausschöpfung der Frist für die Länder-
stellungnahmen, dürfte illusorisch sein. Auch in-
haltlich bleibt unklar, warum eine so komplexe 
Einvernehmensregelung erforderlich sein sollte. 
Laut geltendem Gesetz kann eine Genehmigung 
zum Inverkehrbringen gentechnisch veränderter 
Organismen auf nationaler Ebene von der zuständi-
gen Bundesoberbehörde im Benehmen mit weite-
ren Bundesbehörden erteilt werden. Warum für 
den nationalen Ausstieg aus einer Genehmigung 
zum Inverkehrbringen nun eine wesentlich kom-
plexere Regelung erforderlich sein sollte als für den 
Einstieg, ist nicht nachvollziehbar. Der einfache 
und schlanke Weg, den die EU (Europäische 
Union) eröffnet hat, würde damit extrem verkom-
pliziert und aufwendig gestaltet. Dies wird zusam-
men mit weiteren bürokratischen Hürden aller 
Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass das deutsche 
Hoheitsgebiet im Vorfeld nicht bundeseinheitlich 
bei neuen Anträgen auf EU-Anbauzulassungen zum 
GVO-Anbau ausgenommen werden kann. Damit 
rückt die Umsetzung flächendeckender und bun-
deseinheitlicher Anbauverbote wieder in weite 
Ferne, obwohl klarer Wunsch einer Mehrheit der 
Bevölkerung. Weiterhin wurde unmittelbar vor der 
Beschlussfassung durch das Bundeskabinett eine 
mit heißer Nadel gestrickte Ergänzung zu den 
neuen Gentechniken in die Begründung zum Ge-
setzentwurf aufgenommen. Diese steht in keinerlei 
Zusammenhang mit dem Regelungsteil. Eine solche 
Vorgehensweise und Positionierung durch die Hin-
tertür lehnen wir nachdrücklich ab. Auch inhalt-
lich teilen wir die Auffassung der Bundesregierung 

zu den neuen Gentechniken nicht. Im Zweifelsfall 
sollte eine neue molekularbiologische Technik un-
ter die Begriffsdefinition des Gentechnikrechts fal-
len, bis dessen Anwendungsbereich verbindlich ge-
klärt ist. Das allein gebietet schon die Beachtung 
des Vorsorgeprinzips. Dessen Gleichsetzung mit  
einem nicht näher definierten Innovationsprinzip, 
das offenbar eine von Wirtschaftsverbänden in 
Brüssel vorgetragene Forderung aufgreift, erscheint 
dabei nicht sachgerecht. Die Länder halten eine 
Nachbesserung des Gesetzentwurfes deshalb für 
dringend erforderlich, was auch am Umfang der 
vom Bundesrat am 16. Dezember 2016 beschlosse-
nen Stellungnahme erkennbar ist. Ich hoffe, dass es 
noch gelingt, die Umsetzung der Opt out-Richtlinie 
zu einem Erfolg zu machen, um bundesweite und 
bundeseinheitliche Anbauverbote zu erreichen. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Frau Staatssekretä-
rin. Herr Dr. Buchholz bitte. 
 
Dr. Georg Buchholz: Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der, sehr geehrte Damen und Herren, vielen Dank 
für die Einladung. Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung und Pressemeldungen der zuständigen 
Ministerien erwecken auf den ersten Blick den Ein-
druck, man wolle mit der Gesetzesänderung ein 
bundesweit flächendeckendes, nationales Anbau-
verbot erreichen. Auf den zweiten Blick sieht man, 
dass der Regierungsentwurf die Erreichung dieses 
Zieles vielfach mehr erschwert als erleichtert. Das 
gilt für die Zielbestimmungen, für die Phase 1, die 
Phase 2 und die Forschungsausnahmen. Zu den 
Zielbestimmungen: Das geltende Gentechnikgesetz 
bestimmt als Gesetzesziel die Koexistenz von GVO, 
konventionellem Anbau und Bioprodukten. Ein 
GVO-Anbauverbot beinhaltet aber zwangsläufig die 
Entscheidung gegen einen GVO-Anbau. Um Anbau-
verbote für GVO zu ermöglichen, muss das Koexis-
tenzgebot deshalb gestrichen oder wenigstens ein-
geschränkt werden. Der Bundesratsentwurf sieht 
eine solche Einschränkung vor. Der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung lässt das Koexistenzziel dage-
gen unangetastet. Zur Phase 1: Die Aufforderung 
des Antragstellers, den Geltungsbereich der Geneh-
migung freiwillig einzuschränken, ist ohne dieses 
Gesetz wesentlich leichter möglich als mit diesem 
Gesetz. Tritt das Gesetz so in Kraft, wird Phase 1 
nie mehr so leicht zu nutzen sein wie noch im 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 16. Januar 2017 

Seite 18 von 41 

 
 

Jahr 2015. Unnötige Hindernisse folgen aus dem ge-
forderten Einvernehmen von sechs Bundesministe-
rien – ist schon angesprochen worden –, der Anfor-
derung an die Länder, schon in Phase 1 zwingende 
Gründe anzuführen und dem Erfordernis einer Län-
dermehrheit. Das begründet aus meiner Sicht eine 
verfassungswidrige Mischverwaltung. Warum kann 
der Bund nicht eigenverantwortlich entscheiden? 
Warum sollen die Länder die Phase 1 nicht ebenso 
einzeln nutzen können wie in Phase 2? Ich sehe 
hier das Risiko, dass jede zusätzliche Anforderung 
im Falle ihrer Verletzung Amtshaftungsansprüche 
gegen den Bund und die Länder zur Folge haben 
kann, etwa, wenn eine Aufforderung auf unzurei-
chend begründete Länderstellungnahmen gestützt 
ist. Zur Phase 2: Um ein hoheitliches Anbauverbot 
erlassen zu können, ist eine Gesetzesänderung auf 
jeden Fall erforderlich. Dafür brauchen wir dieses 
Gesetz. Unverständlich ist, warum das Anbauver-
bot erschwert wird durch Nichteinbeziehung der 
fachkompetenten Bundesbehörden, die ohnehin am 
Genehmigungsverfahren zu beteiligen sind, durch 
eine Beschränkung der Verbotsgründe, die der 
Bund heranziehen darf – er darf z. B. sich nicht auf 
Bodennutzung, Stadt- und Raumordnung, öffentli-
che Ordnung berufen, das bleibt den Ländern vor-
behalten –, eine inhaltliche Beschränkung einzel-
ner Verbotsgründe, beispielsweise nur belastende 
sozioökonomische Auswirkungen, und die Abhän-
gigkeit der Sollvorschrift von einer Ländermehr-
heit. Erhebliche praktische Schwierigkeiten wird 
auch die unklare Abgrenzung der Ermächtigung 
des Bundes und der Länder mit sich bringen – das 
ist angesprochen worden. Schließlich die For-
schungsausnahme, die ist aus meiner Sicht unbere-
chenbar und unnötig. Unter der Bezeichnung For-
schungsanbau wurde der gv-Mais MON 810 im 
Jahr 2005 in Deutschland großflächig kommerziell 
angebaut, nämlich an 58 Standorten auf insgesamt 
348 Hektar. Eine Forschungsausnahme ist nicht er-
forderlich. Für Forschungsvorhaben sind Freiset-
zungsgenehmigungen das passende Instrument. Da-
für gelten die Opt out-Regelungen von vornherein 
gar nicht. Freisetzungsgenehmigungen können 
schnell und unbürokratisch erteilt werden, da in 
den Opt out-Fällen ja bereits eine Inverkehrbrin-
gensgenehmigung vorliegt. Meine Empfehlung: 
Wenn Sie ein Anbauverbot wirklich wollen, entlas-
ten Sie den Entwurf der Bundesregierung von allen 
unnötigen Einschränkungen, aber beschränken Sie 
das Koexistenzgebot. Mit dem Bundesratsentwurf 

kann ein flächendeckendes Anbauverbot wesent-
lich besser und rechtssicherer erreicht werden.  
Vielen Dank.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Profes- 
sor Dederer bitte. 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, zu-
nächst danke ich Ihnen für meine Einladung als 
Einzelsachverständiger zu dieser öffentlichen An-
hörung, einer Anhörung zu zwei Gesetzentwürfen – 
erlauben Sie mir die Überspitzung – „postfakti-
scher“ Gesetzgebung. „Postfaktisch“ deshalb, weil 
die beiden Gesetzentwürfe auf ein Verwendungs-
verbot für sichere Produkte zielen, auf ein Verwen-
dungsverbot trotz vorheriger umfassender und 
strenger Prüfung der Umwelt- und Gesundheitsver-
träglichkeit der Produkte auf der Grundlage angese-
henster internationaler wissenschaftlicher Exper-
tise. Macht dieses Beispiel in anderen Ländern der 
Welt Schule, dann wird es um den Exportweltmei-
ster Deutschland bald schlecht stehen. Welthan-
delspolitisch könnte kein unverständigeres Signal 
in die Welt gesendet werden. Zugleich markiert die 
Opt out-Gesetzgebung, die mit den beiden Gesetz-
entwürfen ins Werk gesetzt werden soll, das Aus 
für die grüne Gentechnik in Deutschland. Das 
Opt out in Gestalt bundesweiter GVO-Anbauver-
bote, darauf zielt ja primär diese Gesetzgebung, bil-
det den Deckel – erlauben Sie wieder die Überspit-
zung – eines „Regulierungssarkophags“, in welchen 
die grüne Gentechnik seit 1990 – seit es das Gen-
technikgesetz gibt – wider allen wissenschaftlichen 
Sachverstand immer fester „eingemauert“ wurde. 
Ziel des Opt outs ist ein gentechnikfreies Deutsch-
land, denn gewollt ist eben ein bundesweites An-
bauverbot für jedweden GVO. Und das wider-
spricht schon dem Subsidiaritäts- und Flexibilitäts-
gedanken, der in der EU-Opt out-Richtlinie enthal-
ten ist. Nach den Vorstellungen des Unionsgesetz-
gebers handelt es sich beim GVO-Anbau, „um ein 
Thema mit ausgeprägter nationaler, regionaler und 
lokaler Bedeutung“. Deshalb sollen die Mitglied-
staaten mehr Flexibilität erhalten, um den Anbau 
von GVO im Hinblick auf besondere nationale, re-
gionale und lokale Gegebenheiten selbst regulieren 
zu können. Dieser Subsidiaritätsgedanke spricht 
dafür, keine bundesweiten Anbauverbote vorzuse-
hen, sondern GVO-Anbau ortsspezifisch auf loka-
ler, allenfalls regionaler Ebene zu regulieren. Gegen 
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den Flexibilitätsgedanken der Opt out-Richtlinie 
spricht, dass in erster Linie Anbauverbote vorgese-
hen werden sollen. Das flexiblere Instrument der 
Anbaubeschränkungen ist zwar am Rande natürlich 
im Gesetzentwurf enthalten, aber im Prinzip nicht 
gewollt. Das angestrebte stets bundesweite Anbau-
verbot bildet also immer die schärfste Opt out-Maß-
nahme. Und dass genau darin die Crux aller Über-
legungen zur Rechtmäßigkeit bundesweiter 
Opt outs liegt, liegt auf der Hand. Mindestens eben-
so bemerkenswert ist, dass der Gesetzgeber Instru-
mente wählt, die je für sich ein Novum sind. Im 
Fall eines Phase 1 Opt outs wird einem Antragstel-
ler hoheitlich nahegelegt, seinen tatsächlich beste-
henden Genehmigungsanspruch zu verkürzen – 
also weniger zu beantragen, als ihm zusteht. Im 
Falle eines Phase 2 Opt outs wird die Verwendung 
eines Produkts für das gesamte Staatsgebiet verbo-
ten – zumindest das ist das Ziel –, für das gesamte 
Staatsgebiet, obwohl das Produkt allen Sicherheits-
regeln entspricht, die im Staatsgebiet für das Pro-
dukt und seine Verwendung im Hinblick auf Um-
welt und Gesundheit gelten und deren Einhaltung 
für das Staatsgebiet von der zuständigen Behörde 
bestätigt worden ist. Für beide Fälle gibt es meines 
Wissens keine Präzedenzfälle. Damit möchte ich 
mein Eingangsstatement schließen. Auf Nachfragen 
kann ich Ihnen natürlich noch näher darlegen, dass 
die vorliegenden Gesetzentwürfe sowie ihre Voll-
ziehung in Gestalt bundesweiter Anbauverbote aus 
meiner Sicht schwerwiegenden verfassungs-, uni-
ons- und welthandelsrechtlichen Bedenken ausge-
setzt sind. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
Der Vorsitzende: Vielen herzlichen Dank. Und jetzt 
Herr Professor Jacobsen bitte. 
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren, meine Stellungnahme 
gliedert sich in zwei Teile; zunächst einmal in eine 
allgemeine Vorbemerkung. Als das Gentechnikge-
setz in den 1980er Jahren vorbereitet wurde, wusste 
man nicht das, was man heute weiß. Man ging da-
mals von einem sehr starren Artbegriff aus. Und 
man hielt (damals) den horizontalen Gentransfer, 
also den Austausch von genetischem Material zwi-
schen verschiedenen biologischen Reichen, für un-
natürlich und glaubte deshalb, das regeln zu müs-
sen. Das war damals sicherlich Stand von Wissen-
schaft und Technik. Das hat sich aber gewaltig ge-
ändert. Wir wissen heute, dass gerade bei Pflanzen 

der Artbegriff völlig anders gesehen werden muss. 
Wir haben in der Natur permanent Hybridisierun-
gen, die artübergreifend sind, und Begriffe wie 
fremde oder artfremde DNA (Desoxyribonuklein-
säure) haben in der heutigen Molekularbiologie  
eigentlich keine Berechtigung mehr. Das gleiche 
gilt für den horizontalen Gentransfer. Ich habe 
Ihnen hier die Süßkartoffel mitgebracht. Da kam 
2015 raus, dass die Süßkartoffel deshalb zu einer 
Kulturpflanze wurde, weil ein Bakterium vier Gene 
funktional in die Wildform der Süßkartoffel einge-
bracht hat und gerade das der Schritt dazu war, 
dass daraus eine Kulturpflanze wurde. Wir haben 
Anfang der 1990er Jahre mal bei einen Projekt 
DNA-Sequenzen gehabt von der Erbse. Da fanden 
wir bei 34 Nukleotiden 100 Prozent Übereinstim-
mung mit dem HI (Humane Immundefizienz)-Vi-
rus. Wir konnten das damals nicht einordnen. Wir 
wissen aber heute, dass alle Genome der höheren 
Pflanzen, der höheren Organismen, retrovirale Ele-
mente haben. Und das passiert in der Evolution. 
Die Evolution findet statt und sie findet weiter 
statt. Und wir können heute mit Fug und Recht da-
von ausgehen, dass der horizontale Gentransfer ne-
ben Mutation und Rekombination einer der Moto-
ren der Evolution ist. Das heißt also, die Grundan-
nahme aus den 1980er Jahren müsste gründlich re-
vidiert werden. Beispielsweise übertragen auch die 
stickstoffbindenden Bakterien Rhizobien DNA in 
die Pflanze, um überhaupt funktionieren zu kön-
nen. Zum zweiten Teil: Ich halte die Bestimmun-
gen, die in dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung sind, für nachvollziehbar, vor allen Dingen, 
weil ich glaube, dass auch – vielleicht können wir 
das später in einer Diskussion noch vertiefen – die 
Forschung in Deutschland wieder aufgebaut wer-
den muss. Sie ist praktisch zum Erliegen gekom-
men. Das gilt für die Grundlagenforschung genauso 
wie für die angewandte Forschung im Bereich der 
modernen Züchtungstechniken. Ich bin auch ganz 
froh, dass die neuen Züchtungstechniken eben im 
nicht gesetzwirksamen Teil – in der Begründung – 
aufgeführt sind. Das heißt also, ich halte die neuen 
Züchtungstechniken ganz klar nicht für Gentechnik 
und damit auch nicht für regelungswürdig. Ich 
spreche da über CRISPR/Cas und Talen, weil, sie 
können diese Techniken anwenden, ohne DNA zu 
übertragen. Das geht auch heute mit Proteinen al-
leine. Und deswegen ist die Entscheidung, dass (…) 
in dem Teil also klargestellt wird, dass vor einer 
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EU-Entscheidung in der Bundesrepublik Deutsch-
land eben nicht angebaut wird, (nachvollziehbar). 
Die EU wird entscheiden. Das geht entweder dann 
in die Richtung „totales Aus“ oder eben vernunft-
begleiteter Umgang mit der Technologie. Das müs-
sen wir dann halt abwarten, was da raus kommt. 
Ich denke auch, dass es ganz wichtig ist, dass das 
Bundesforschungsministerium (BMBF), ich beziehe 
mich hier auf Paragraf 16f (des Gesetzentwurfes der 
Bundesregierung), weiterhin mit einbezogen wer-
den muss, denn wir müssen die Forschung drin-
gend weitertreiben, um nicht abgehängt zu werden. 
Mir ist auch – ich bin zwar kein Jurist – aufgefal-
len, dass in Paragraf 16i (des Gesetzentwurfes der 
Bundesregierung) die Änderung sinnlos ist: Beim 
Wegfall einer Begründung für ein Anbauverbot ent-
fällt meiner Ansicht nach auch automatisch das 
Anbauverbot. Da muss nicht noch groß rumregu-
liert werden. Deswegen, zum Schluss mein Plädo-
yer: Machen Sie ein in seinen Grundannahmen 
überholtes Gesetz nicht unnötig komplizierter und 
starten Sie die Arbeiten zu einem europäischen Ge-
setz, welches zum einen die Eigenschaften eines 
Produkts oder einer neuen Pflanzensorte auf den 
Prüfstand stellt und nicht die Art und Weise, wie 
diese Sorte erzeugt wurde. Und zum anderen soll-
ten das neue Gesetz, diese neuen Regelungen, den 
Stand von Wissenschaft und Technik von heute be-
rücksichtigen und nicht den aus den 1980er Jahren. 
Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Koehler bitte. 
 
Wolfgang Koehler: Herr Vorsitzender, meine Da-
men und Herren. Aus meiner Sicht ist es der Bun-
desregierung mit ihrem Entwurf gelungen, eine  
EU-Richtlinie so umzusetzen, dass sie nicht oder 
nur unter ganz erheblichen Schwierigkeiten umge-
setzt werden kann. Ich denke insbesondere an die 
ungewöhnlichen und nicht nachvollziehbaren Er-
schwernisse in Phase 1. Frau Stn Dr. Tappeser und 
Herr Dr. Buchholz haben schon eine Reihe von 
Punkten angetippt, die will ich nicht noch einmal 
wiederholen. Eine allgemeine Bemerkung wollte 
ich nur noch machen. Es ist für mich am erstaun-
lichsten, dass das Bemühen, einer Umsetzung (in 
die Praxis) der EU-Richtlinie so zu erschweren, 
eine Richtlinie trifft, die erklärtermaßen in ihrer 
Zielsetzung eher gentechnikfreundlich als gentech-
nikfeindlich ist. Denn damit sollte, so wollte es je-

denfalls die EU-Richtlinie, die ideologische Diskus-
sion für oder gegen Gentechnik weg von der Frage 
der Sicherheit auf eine andere Ebene gehoben wer-
den – dort, wo sie nach meiner Ansicht und Über-
zeugung eigentlich hingehört, nämlich auf die Ebe-
ne, ob der Anbau gentechnisch veränderter Pflan-
zen (ökonomisch), ökologisch oder sozioökono-
misch sinnvoll ist oder nicht. Dies entspricht nach 
meiner Erfahrung auch den Interessen der Inver-
kehrbringer, die die Schutzmaßnahmen in der EU 
nicht deshalb bisher bekämpft haben, weil sie ih-
nen den Verkauf vielleicht des einen oder anderen 
Sack Saatgutes in manchen EU-Ländern erschwert 
haben, sondern sie haben sie deshalb angegriffen, 
weil die dadurch angestoßenen Zweifel an der Si-
cherheit der gentechnisch veränderten Konstrukte 
das Geschäft auf den Weltmärkten für sie deutlich 
erschwert haben. Ich persönlich bedauere es sehr, 
dass die von der Richtlinie vielleicht nicht unbe-
dingt primär angestrebte, aber doch vielleicht eröff-
nete Diskussion über ökonomische und soziökono-
mischen Vorteile und Sinnhaftigkeit des Anbaus 
von gentechnisch veränderten Pflanzen nun durch 
diesen Regierungsentwurf letzten Endes doch nicht 
möglich gemacht wird, sondern alles so bleibt, wie 
es ist, nämlich dass man wieder sich im Wesentli-
chen nur über Sicherheit unterhält und die eigent-
lichen Fragen damit gar nicht mehr behandeln 
kann. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Profes-
sor Schiemann.  
 
Prof. Dr. Joachim Schiemann: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren. 
Aus naturwissenschaftlicher Sicht gibt es keine 
Gründe für eine Opt out-Lösung. Die Opt out-Lö-
sung bedeutet ja ein nationales Anbauverbot für 
eine gentechnisch veränderte Pflanze, die auf der 
Grundlage einer wissenschaftlichen Risikobewer-
tung durch die EFSA, die Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit, zugelassen wurde für den 
kommerziellen Anbau in Europa. Dennoch kann 
man dieser Opt out-Lösung einige positive Aspekte 
abgewinnen. Erinnern wir uns daran, dass es im 
Rahmen des Komitologieverfahrens jahrelange Ver-
zögerungen gegeben hat bei der Umsetzung der 
durch die EFSA getroffenen wissenschaftlichen Be-
wertung. Und eine Vorstellung der Kommission, 
diese Opt out-Lösung einzuführen, war sicherlich, 
diese Blockade auf der EU-Ebene aufzuheben und 
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das Subsidiaritätsprinzip zu stärken in Europa. 
Und vor allen Dingen, was ich sehr begrüße, diese 
Vermengung von wissenschaftlichen oder wissen-
schaftlich fragwürdigen Argumenten mit politi-
schen Entscheidungen endlich zu beenden. Das 
war aus meiner Sicht, wenn diese sog. Schutzklau-
sel benutzt wurde, ja das entscheidende Problem. 
Das hat sowohl die Politik als auch die Wissen-
schaft enorm diskreditiert, dass für politische Ent-
scheidungen fragwürdige wissenschaftliche Be-
gründungen herangezogen wurden. Das wird zum 
Glück durch die Opt out-Lösung beendet, zumin-
dest hoffe ich das. Wir sollten uns alle darüber klar 
sein, dass die Gentechnik in der Landwirtschaft Re-
alität ist, so wie sie das auch im Bereich der ro-
ten Gentechnik ist; z. B. wird heutzutage jeder drit-
te neue Wirkstoff gentechnisch hergestellt, siehe In-
sulin, siehe viele andere Wirkstoffe. Im Bereich der 
weißen Gentechnik ist die gentechnische Herstel-
lung von Lebensmittelenzymen z. B. heute Stan-
dard. Etwa 40 Prozent der Lebensmittelenzyme 
werden mit Hilfe gentechnischer Methoden herge-
stellt. Wir sehen auch eine erfreulicherweise zu-
nehmende Orientierung an Verbraucherwünschen. 
Und ich denke, dass es besonders für den Gesund-
heitsmarkt, also Lebensmittel nicht nur für die Er-
nährung, sondern auch zur Unterstützung von ge-
sundheitlichen Aspekten, sehr wichtig ist. Aus der 
Vielzahl der inzwischen verfügbaren Beispiele will 
ich nur eins herausgreifen: eine gentechnisch ver-
änderte Sojabohne mit gesünderem Öl-Profil, die 
eine Marktzulassung in den USA und in Kanada er-
halten hat. Diese Sojabohne enthält keine Trans-
fette mehr. Wie Sie vielleicht wissen, werden ja 
Transfette aus Lebensmitteln in den USA bis 2018 
komplett verbannt. Sie hat einen sehr hohen Gehalt 
an Ölsäure, 75 Prozent etwa, vergleichbar mit Oli-
venöl. Sie hat deutlich weniger gesättigte Fettsäu-
ren, 20 Prozent weniger als herkömmliche Sojaboh-
nen. Sie hat eine längere Haltbarkeit durch eine ge-
ringe Oxidationsempfindlichkeit. Das heißt, sie 
kann also nicht nur für Lebensmittel, sondern auch 
für biobasierte industrielle Anwendungen benutzt 
werden. Und interessant ist auch, dass in den USA 
(für diese Sojabohnen) eine gesamte Wertschöp-
fungskette aufgebaut wird, vom Züchter über den 
Landwirt, über den Verarbeiter bis hin zum Markt, 
dass Identitätssicherungssysteme aufgebaut werden 
und dass entsprechende Anreize für Produktion 
und Trennung dieser Sojabohnen geschaffen wer-
den. Soweit vielleicht nur dieses eine Beispiel. Wir 

könnten eine ganze Reihe anderer aufführen. Was 
ich sehr begrüße, ist die Begründung zur Änderung 
des Gentechnikgesetzes. Und zwar der Versuch, 
eine Balance herzustellen zwischen dem Schutz-
zweck und dem Innovationszweck und gleichzeitig 
auch Möglichkeiten zu eröffnen, die für uns sehr 
spannenden und tiefgreifenden neuen Technolo-
gien, also z. B. Genom Editing, nicht von vorneher-
ein als gentechnische Verfahren einzustufen und 
sie damit, wie die frühere wissenschaftliche Chef-
beraterin der Europäischen Kommission gesagt hat, 
für die Anwendung zu „verbrennen“. Ich denke, in 
der weltweiten Diskussion, Herr Professor Jacobsen 
hat schon darauf hingewiesen, setzen sich Fragen 
stärker durch: Was ist eigentlich natürlich? Sind 
unsere konventionellen Züchtungsverfahren natür-
lich? Ist Gentechnik natürlich? Sind die neuen Ver-
fahren natürlich? Wir müssen also über die Frage 
„Natürlichkeit“ nachdenken … 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Schiemann, die 
fünf Minuten sind um. Sie erhalten sicherlich in 
der Fragerunde nachher genügend Gelegenheit, Ih-
ren Sachverstand kund zu tun.  
 
Prof. Dr. Joachim Schiemann: Da muss ich jetzt ab-
brechen. Okay, danke. 
 
Der Vorsitzende: Gut, vielen Dank an Sie alle, auch 
für die vorbildliche Zeitdisziplin. Wir starten damit 
in die erste Fragerunde der Fraktion CDU/CSU. 
Eine Wortmeldung liegt mir zunächst vom Kolle-
gen de Vries vor. Bitteschön. 
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Danke Herr Vorsit-
zender. Danke, meine Damen und Herren, für die 
Einführung. Es gibt natürlich noch gewaltig viele 
Fragen in diesem Zusammenhang. Es möge bekannt 
sein, dass ich auch eher pro Gentechnik als gegen 
sie bin. Für mich kommen natürlich Fragen auf 
wie: Was bedeutet das eigentlich für die deutsche 
Landwirtschaft, wenn wir uns von der weltweiten 
Entwicklung abkoppeln? Wie wird in Zukunft un-
sere Möglichkeit sein, auf diesem Weltmarkt mitzu-
machen? Dann kommt natürlich der Aspekt der 
Weltbevölkerungsernährung hinzu. Es ist bekannt, 
dass wir noch drastische Ertragssteigerungen errei-
chen müssen. Ich richte diese Frage erstmal an 
Herrn Professor Schiemann. Glauben Sie, dass wir 
auch mit konventionellen Züchtungstechniken in 
der Lage sind, diese Ertragssteigerung zu erreichen? 
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Dann frage ich Herrn Professor Jacobsen. Sie haben 
es – glaube ich – angesprochen, das Thema „For-
schung". Deutschland war immer das Land der Ag-
rarforschung. Wir haben sehr große Namen gehabt. 
Ich habe das Gefühl, dass wir eher eine „Vogel-
Strauß-Politik“ betreiben, in der Hoffnung, dass – 
wenn die anderen es so wie wir sehen  – die Ent-
wicklung wohl gestoppt werden wird. Das wird 
nicht der Fall sein. Meine Frage: Glauben Sie, dass 
in Deutschland Forschung bleibt, auch wenn es nur 
heißt, auch in 50 Jahren noch beurteilen zu kön-
nen, was die anderen machen? Was sollte die Poli-
tik machen, um trotz dieser Opt out-Regelung, wie 
immer sie dann auch kommen wird, die Forschung 
in Deutschland beizubehalten? Herr Professor De-
derer, wie sehen Sie diese Entwicklung im Zusam-
menhang mit den neuen Züchtungstechniken? Ir-
gendeiner von Ihnen hat gesagt, man sollte nicht al-
les im Voraus gleich „verteufeln“. Es wird wohl 
sehr spannend, wenn wir nachher nicht mehr kon-
trollieren können, was passiert ist und wie wir da-
mit umgehen. Die Diskussion über die konventio-
nelle grüne Gentechnik wird durch die Diskussion 
über die neue Züchtungstechnik schnell überholt. 
Wie gehen wir damit um? Wie sehen Sie die Chan-
ce, dass wir mit dieser Opt out-Regelung, wie im-
mer sie denn auch ausgestaltet werden wird, die 
Techniken weiter nutzen können? 
 
Der Vorsitzende: Wir starten in die Beantwortung. 
Herr Professor Schiemann, Sie waren zuerst ange-
sprochen.  
 
Prof. Dr. Joachim Schiemann: Ja, die Frage, ob die 
notwendigen Ertragssteigerungen mit den konventi-
onellen Techniken möglich sind. Ich bin fest davon 
überzeugt, dass das nicht möglich ist, dass wir die 
globalen Herausforderungen nicht ausschließlich 
mit den konventionellen Techniken angehen und 
lösen können. Wir brauchen, um diesen globalen 
Herausforderungen zu begegnen, ein Mix an Tech-
niken. Das schließt konventionelle Techniken mit 
ein, also konventionelle Züchtung, das schließt 
Gentechnik mit ein, konventionelle Züchtung auch 
einschließlich Mutationszüchtung und das schließt 
vor allen Dingen auch die neuen Technologien mit 
ein. Ich muss sagen, dass ich auch mit der Entwick-
lung der Gentechnik noch nicht davon überzeugt 
war, dass wir diese globalen Herausforderungen 
von der wissenschaftlichen Seite tatsächlich pa-
cken könnten. Ich bin aber jetzt mit den neuen 

Technologien, vor allen Dingen Genom-Editierung, 
davon überzeugt, dass wir das hinkriegen, wenn 
man uns als Wissenschaftler lässt. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Herr Professor Schie-
mann. Jetzt Herr Professor Jacobsen. 
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Ja, wenn man die 
Forschungsszene in Deutschland an Universitäten 
und den öffentlichen Instituten – Max Planck usw. 
– betrachtet, dann kann man sagen, dass in Bezug 
auf Nutzpflanzen es (die Forschung) komplett zum 
Erliegen gekommen ist. Es gab in den letzten Jahren 
keine Ausschreibungen mehr, wo grüne Gentech-
nik vorkam, weder auf nationaler noch auf EU-Ebe-
ne, das heißt, die öffentlichen, öffentlich geförder-
ten Institute hatten kein Geld mehr, um darüber zu 
forschen. Ich habe vor fünf Jahren mal eine Umfra-
ge gemacht unter Kollegen, eine (Gesellschaft für 
Pflanzenbiotechnologie). Was habt Ihr für transgene 
Nutzpflanzen entwickelt? Und was wäre der näch-
ste Schritt? Da waren sehr viel interessante Projekte 
bei: Pilzresistenz bei Getreiden, Trockentoleranz 
bei Bohnen, die stehen alle „auf dem Regal“, weil 
der Schritt ins Freiland, der als nächstes notwendig 
wäre, nicht erfolgen kann. Wir haben transgene 
Erbsen entwickelt mit Pilzresistenzen. Die werden 
jetzt in Kanada im Feld getestet. Ich bin also nach 
Kanada gegangen, auf Anfrage der Kanadier. Ein 
Humboldt-Stipendiat aus Ägypten hat bei uns 
transgene Ackerbohnen gemacht, die trockentole-
rant sind. Da sind wir gerade dabei, eben die Im-
portgenehmigung für Ägypten fertig zu machen. 
Wir können das ja alles exportieren und wir expor-
tieren auch Know how. Wir haben zwei sehr gut 
laufende Studiengänge Pflanzen-Biotechnologie in 
Hannover. Die Studierenden werden überall mit 
„Kusshand“ genommen. Wenn wir die zu einem 
Auslandspraktikum nach Australien oder Kanada 
schicken, dann kommen die zwar zurück, um bei 
uns die Prüfung zu machen, aber kriegen dann Pro-
motionsstellen in diesen Ländern. Also, das 
Know how ist noch gut. Ich darf daran erinnern, 
dass die grüne Gentechnik ja auch im Wesentlichen 
im Belgien und Deutschland entwickelt wurde, 
Max Planck-Institut für Züchtungsforschung in 
Köln, Jeff Schell war maßgeblich beteiligt. Was 
kann die Politik tun? Ich denke, das ergibt sich von 
selbst. Wir brauchen wieder Programme, wo die 
Universitäten sich um Projekte bewerben können. 
Wir müssen die Möglichkeit haben, freizusetzen, 
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vielleicht sogar unter den Bedingungen, wie es 
auch in der Schweiz möglich ist, wo die Forschung 
ja ungehindert weiterläuft in einer geschützten An-
lage, wobei man der Bevölkerung klar machen 
muss, dass es nicht der Schutz der Bevölkerung vor 
den Pflanzen, sondern der Schutz der Pflanzen vor 
Vandalismus ist. Und zum Thema „Grüne Gentech-
nik“: Die halte ich nicht für obsolet, denn die  
Genom Editing-Methoden greifen nur dann, wenn 
ich etwas zu editieren habe, das heißt, wenn be-
stimmte Gene einer Kulturpflanze nicht mehr vor-
handen sind, kann ich sie auch nicht editieren. Das 
heißt also, überall da, wo ich eine Problemlösung 
machen kann, die ich weder konventionell noch 
durch Genom Editing-Techniken erreichen kann, 
muss ich eben die grüne Gentechnik weiter einset-
zen. Ich befürchte nur, dass das Know how langsam 
verlorengeht, weil die entsprechenden Professuren 
nicht wieder besetzt worden sind in diesem Sinne. 
Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Und Herr Professor Dederer war 
noch angesprochen. 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Danke für Ihre Fra-
ge, Herr de Vries. Die Frage war: werden wir neue 
Züchtungstechniken weiter nutzen können unter 
einer Opt out-Gesetzgebung? Dazu kann ich sagen, 
die neuen Züchtungstechniken sind revolutionär, 
sie werden auch die Züchtung revolutionieren. So-
bald entsprechende Organismen, CRISPR/Cas9-Or-
ganismen, als GVO eingestuft werden, ist davon 
auszugehen, dass damit auch letztlich diese Orga-
nismen nicht angebaut werden sollen. Die Idee ist 
ja ein bundesweites Anbauverbot für GVO, und so-
bald CRISPR/Cas9-Organismen GVO sind, fallen sie 
darunter. Und das hat dramatische Folgen, wenn 
das so wäre. Wenn also CRISPR/Cas9-Organismen 
GVO sind im Sinne der GVO-Definition des Gen-
technikgesetzes, dann bedeutet das nicht nur, dass 
sie unter das Anbauverbot fallen, sondern das An-
bauverbot hat natürlich Rückwirkungen, vor allem 
auf die Forschung. Ich kann mir kaum vorstellen, 
dass dann die Forschung noch attraktiv ist. Natür-
lich kann man experimentell Freisetzung betreiben; 
das ist ja unbestritten. Nur sieht man jetzt schon, 
auch ohne GVO-Anbauverbot, dass sie gar nicht 
mehr betrieben wird. Die Gründe sind auch vorher 
schon geschildert worden. Und ich kann mir nicht 
vorstellen, dass, wenn CRISPR/Cas9-Organismen 

als GVO eingestuft werden und unter das GVO-An-
bauverbot fallen, dass man sich überhaupt noch in 
Deutschland bemüht, solche Organismen zu entwi-
ckeln und im Freiland zu testen. Dafür ist dann 
auch das Klima nicht da. Inwieweit CRISPR/Cas9-
Organismen unter die GVO-Definition fallen, ist 
eine sehr schwierige juristische Frage, keineswegs 
trivial. Ich neige zu dem Ansatz, dass man sagt, die 
Definition ist sowohl verfahrensbezogen wie pro-
duktbezogen. Es kommt auf eine Veränderung an, 
wie sie natürlicherweise nicht vorkommt. „Verän-
derung“ ist nicht nur das Verfahren, sondern auch 
die bewirkte Veränderung im Genom. So kann man 
jedenfalls verständig argumentieren. Aber die Frage 
ist, wie gesagt, nicht trivial.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Der Kollege Färber 
hat die nächste Frage.  
 
Abg. Hermann Färber (CDU/CSU): Herr Profes-
sor Jacobsen, Herr Professor Schiemann, Tatsache 
ist natürlich: die Menschen in Deutschland haben 
Angst vor GVO und orientieren sich weniger an 
wissenschaftlichen Erkenntnissen als an Informati-
onen, die überall in Medien - welcher Art auch im-
mer - vorhanden sind. Für mich wäre interessant 
die Frage: sind Ihnen Schadensfälle an Menschen, 
Tieren, Umwelt irgendwelcher Art bekannt, die 
durch den Anbau, den Einsatz, die Verwendung 
von gentechnisch veränderten Organismen entstan-
den sind?  
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Jacobsen, Sie wa-
ren zuerst angesprochen. 
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Ganz klare Antwort – 
nein. Mir sind keine Schäden bekannt.  
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Schiemann. 
 
Prof. Dr. Joachim Schiemann: Der Antwort kann 
ich mich vollinhaltlich anschließen. Allerdings 
muss ich dazu sagen, dass eine Voraussetzung na-
türlich ist, dass die Nutzung dieser Produkte unter 
Bedingungen einer guten landwirtschaftlichen Pra-
xis erfolgt. Wenn das nicht der Fall ist, dann habe 
ich natürlich auch negative Auswirkungen, wie Re-
sistenzbildung gegenüber Herbiziden oder gegen-
über den Krankheitserregern, Insekten, die ich mit 
den gentechnisch veränderten Pflanzen bekämpfen 
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wollte. Ich denke, in den letzten 25 Jahren For-
schung ist deutlich geworden, dass es keine inhä-
renten Risiken der Gentechnik gibt, die anders wä-
ren als die Risiken, die mit andern Techniken zur 
genetischen Veränderung von Organismen verbun-
den sind.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Jetzt Kollegin Kovac 
bitte. 
 
Abg. Kordula Kovac (CDU/CSU): Ich möchte noch-
mal auf die Zukunftschancen eingehen für die An-
wendung und die Nutzung der Gentechnik in 
Deutschland, Europa und weltweit, wie Sie das be-
urteilen. Und möchte noch eine ganz andere Frage 
stellen: Ich möchte von Ihnen, Herr Professor Ja-
cobsen, und Ihnen, Herr Professor Schiemann, wis-
sen: wie kann man, was kann man anders machen? 
Wir haben so viele Klimaveränderungen in der 
Welt, in Deutschland, überall. Kann man das ohne 
Gentechnik in Griff kriegen? Gentechnik in jeder 
Form?  
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Jacobsen, Sie wie-
der zuerst. 
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Ja, also ich denke, an-
dere Länder halten von dem Satz „am deutschen 
Wesen soll die Welt genesen“ nicht sehr viel. Ich 
habe auch unsere Studiengänge angesprochen. Ich 
bin mit den ganzen Absolventen, die bei mir gear-
beitet haben, noch in Kontakt. Außer, die Techno-
logie haben wir vermittelt und ich würde mich 
nicht wundern, wenn in drei Jahren eine gentech-
nisch veränderte Jute aus Bangladesch auf den 
Markt kommt; also in Entwicklungsländern zeich-
net sich ein Umdenken ab; in Uganda, in Kenia 
sind die Politiker der Meinung, dass sie nicht län-
ger diesem europäischen Diktat folgen sollen. Sie 
haben ganz andere Probleme da. Also, die Technik 
wird sich weiter entwickeln und ich hoffe eben, 
dass es möglich ist, dass in Zukunft auch die öf-
fentliche Forschung in Deutschland sich daran wie-
der beteiligen kann, um für die Probleme, die der 
private Sektor nicht aufgreift, weil es nicht loh-
nenswert ist, wo es aber eben massive Probleme 
gibt. Ich nenne also vor allen Dingen regional wich-
tige Pflanzenarten, die trockentolerant gemacht 
werden müssen, die salztolerant gemacht werden 
müssen. Da kann die deutsche Forschung eine ganz 
 

entscheidende Rolle spielen. Aber sie muss es auch 
dürfen.  
 
Der Vorsitzende: Danke, und wieder Profes-
sor Schiemann. 
 
Prof. Dr. Joachim Schiemann: Ja, ich denke, welt-
weit, wie ich schon gesagt habe, ist Gentechnik 
eine Realität und es gibt aus meiner Sicht auch sehr 
viele Indikatoren für einen weltweiten Meinungs-
umschwung in Bezug auf die Nutzung der Gentech-
nik und der neuen Technologien, siehe  
Genom Editing. Insbesondere in Entwicklungslän-
dern haben wir hier einen sehr deutlichen Mei-
nungsumschwung. Und es muss auch nochmal 
deutlich gesagt werden, dass wir mit unseren Ent-
scheidungen hier in Deutschland und Europa auch 
die Entwicklung in den Entwicklungsländern 
enorm beeinflussen; und zwar im Augenblick 
enorm negativ. Und wenn ich mit Kollegen aus 
Entwicklungsländern zusammen bin, dann muss 
ich leider sagen: nehmt euch bitte kein Beispiel an 
Deutschland und Europa. In Europa wird es sicher-
lich sehr davon abhängen, ob dieses Opt out-Ver-
fahren tatsächlich dazu führt, dass die wissen-
schaftliche Bewertung der EFSA auch entspre-
chend umgesetzt wird, dass sich das Management-
verfahren jetzt etwas leichter gestalten wird. Und 
es wird natürlich auch sehr davon abhängen, wie 
die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH) ausfallen wird in Bezug auf die juristische 
Bewertung der neuen Züchtungstechnologien. In 
Deutschland - denke ich - ist die Änderung des 
Gentechnikgesetzes ein wichtiges Signal dafür, ob 
es wieder eine Technologie gibt - und das hat 
Frau Schröder, MdB so schön formuliert, bei der 
Deutschland voranschreitet und sich nicht ängst-
lich wegduckt.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Die Kollegin Kovac. 
 
Abg. Kordula Kovac (CDU/CSU): Ich bitte nochmal 
auf meinen zweiten Teil der Frage einzugehen. Wie 
kriegt man das in den Griff oder kriegt man es in 
den Griff, wenn man auf die Klimaveränderung in 
Deutschland, in der Welt eingeht ohne oder mit 
Gentechnik? Dazu erbitte ich noch eine Antwort. 
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Also ich denke, wir 
können die Ziele, es geht ja im Wesentlichen da-
rum, Pflanzen gegen hohe Temperaturen, gegen 
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Dürre resistent zu machen. Mit konventioneller 
Technik ist das ein jahrzehntelanger Prozess. Wenn 
ich entsprechende Gene habe, die diese Eigenschaf-
ten vermitteln und - ich habe das Beispiel mit der 
Ackerbohne erwähnt - da haben wir ein Gen aus 
der Kartoffel in die Ackerbohne transferiert und die 
Pflanzen stehen drei Wochen ohne Wasser und ver-
trocknen nicht. Dann muss ich diese Lösung, weil 
ich sie schnell erreichen kann, auch schnell errei-
chen, mit Hilfe dieser Technik. Also, ich halte eine 
beschleunigte Pflanzenzüchtung mit allen zur Ver-
fügung stehenden Methoden als eine wesentliche 
flankierende Maßnahme, um unsere landwirt-
schaftliche Produktion an den Klimawandel anzu-
passen.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Profes-
sor Schiemann. 
 
Prof. Dr. Joachim Schiemann: Also, der Klimawan-
del zählt nun zu den globalen Herausforderungen 
und wir werden uns nicht nur mit Fragen des Kli-
maschutzes befassen müssen, sondern auch mit 
Fragen der Anpassung. Wir haben den Klimawan-
del bereits und wir sehen auch schon viele Auswir-
kungen dieses Klimawandels, gerade in der Land-
wirtschaft, z. B. Verbreitung von Schädlingen oder 
entsprechende katastrophale Wetterereignisse, also 
stärkerer Regen, stärkere Trockenheit in bestimm-
ten Regionen, (ja eine dramatische Trockenheit 
über viele Monate). Wir werden diese Anpassung 
nur schaffen, wenn wir eine beschleunigte Züch-
tung ermöglichen, und zwar eine enorm beschleu-
nigte Züchtung. Und dazu brauchen wir alle Tech-
niken. Es ist auch sicherlich völlig falsch zu sagen, 
die Gentechnik alleine wird diese Probleme lösen 
oder die neuen Züchtungstechnologien. Wir brau-
chen einen Mix. Wir müssen das Problem formulie-
ren, wir müssen die Züchtungsziele formulieren 
und dann müssen wir uns überlegen, welchen Mix 
der Techniken wir einsetzen, von der konventio-
nellen Landwirtschaft über die Gentechnik über die 
neuen Technologien, aber natürlich auch ein-
schließlich Ökozüchtung.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Jetzt Kollege 
de Vries. 
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Wir wollen der 
Mehrheit der deutschen Bevölkerung folgen. Wir 
wollen Gentechnik verbieten. Allerdings ist - ich 

glaube -, ich wiederhole mich, es eine politische 
Entscheidung, nicht auf wissenschaftlicher Basis 
basiert. Jetzt haben wir das Problem, dass wir trotz-
dem verbieten wollen. Herr Professor Dederer, kön-
nen Sie Argumente finden, womit Deutschland ein-
fach sagen kann, aus diesem Grund wollen wir die 
Gentechnik dieses Produkt verbieten? Aber Argu-
mente, wie EFSA schon untersucht hat, sind nicht 
mehr ganz gültig; können wir nicht mehr nehmen. 
Wir müssen etwas Neues finden. Ich frage mich im-
mer wieder in dieser Diskussion, es wird uns im-
mer wieder vorgeworfen, dass wir einen „Flicken-
teppich“ wollen. Das wollen wir nicht. Aber wir 
wollen rechtssichere Argumente finden, wenn wir 
diesen Streit angehen. Ich weiß nicht, was ich da 
vortragen kann, was der Bundesminister der Bun-
desrepublik Deutschland vortragen kann, was dazu 
führen kann, dass wir als Bundesregierung sagen 
können, wir verbieten diese Gentechnik, diese 
Pflanze, dieses Produkt. Können Sie sich vorstel-
len, dass es da noch Argumente gibt, die tatsäch-
lich für komplett Deutschland rechtskräftig vorzu-
tragen sind? 
 
Der Vorsitzende: Professor Dederer bitte. 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Vielen Dank für 
diese Frage, Herr de Vries. Es geht um die Frage: 
lassen sich bundesweite GVO-Anbauverbote rechts-
sicher erlassen, vor allem auch in Phase 2 im Wege 
der Verordnung? Das Problem ist in der Tat, dass 
mir schon nicht klar ist, wie sich ein Grund finden 
lässt, der für das gesamte Bundesgebiet gelten soll. 
Man muss davon ausgehen, dass wir elf Millionen 
(Mio.) Hektar Ackerfläche haben, aber nicht nur 
diese Flächen, sondern auch unter Umständen be-
nachbarte Flächen, wenn wir an „Stadt- und Raum-
ordnung“ denken, an „umweltpolitische Ziele“, wo 
es um Landschaftsästhetik gehen könnte. Es geht 
also noch um viel, viel mehr Mio. Hektar, für die 
ein zwingender Grund gefunden werden muss. Das 
geht meines Erachtens nicht, da hat auch - glaube 
ich - niemand einen gefunden. Was nur denkbar 
ist, dass ich ein „Mosaik“ von zwingenden Grün-
den finde; das ist zulässig. Dann muss man eben 
mehrere zwingende Gründe finden, die am Ende 
sozusagen ein geschlossenes Puzzle ergeben für das 
Bundesgebiet. Dazu muss aber immer für den ein-
zelnen GVO spezifisch begründet werden können, 
dass es an verschiedenen Stellen verschiedene 
zwingende Gründe gibt. Und selbst dann wird man 
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bedenken müssen, dass damit noch nicht alles er-
reicht ist. Man muss immer daran denken, dass es 
zwingende Gründe gibt, für die eine Sperrwirkung 
gilt, auf die Sie hingewiesen haben, nämlich Um-
welt- und Gesundheitsverträglichkeitsgesichts-
punkte, die ja bereits beurteilt. Dann muss man für 
jeden zwingenden Grund, den kann man nicht ein-
fach behaupten, ein objektiver Nachweis geführt 
werden, wissenschaftlich oder sonst methodisch. 
Dann haben wir Konsistenzprobleme bei den ein-
zelnen zwingenden Gründen. Man muss immer ar-
gumentieren können, warum man ein bestimmtes 
Schutzniveau erreichen will und an anderer Stelle 
aber dieses Schutzniveau ganz vernachlässigt. Be-
stimmte Fragen, etwa könnte es zu Monokulturan-
bau kommen, es könnte zu vermehrtem Pestizid-
einsatz kommen, sind Fragen, die sich auch bei 
konventioneller Landwirtschaft stellen. Bei Bio-
masseanbau beispielsweise im Rahmen der Ener-
giewende. Und dann haben wir schon Inkonsisten-
zen, was sich auf den einzelnen Grund auswirken 
kann; das heißt, über diese Schranke können ein-
zelne Gründe wieder wegfallen, so dass Sie am 
Ende tatsächlich vielleicht nur einen „Flickentep-
pich“ haben. Insgesamt muss man auch die Ver-
hältnismäßigkeit bedenken. Und das spricht eigent-
lich dafür, dass Beschränkungen den Vorrang vor 
Verboten, dass betriebsbezogene Maßnahmen, also 
Koexistenzmaßnahmen, am Betrieb angesetzt, Vor-
rang vor raumgreifenden Maßnahmen haben, dass 
lokale vor regionalen, regionale vor landesweiten, 
nationalen Maßnahmen denn Vorrang haben müs-
sen. Insofern kann man sich zunächst viele Gründe 
denken, die dann aber möglicherweise zum Teil 
wieder wegfallen, nicht tragen aus den Gründen, 
die ich genannt habe. Damit wird sich ein wirklich 
bundesweites Anbauverbot wahrscheinlich kaum 
jemals rechtssicher darstellen lassen.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank, Kollege de Vries hat 
eine weitere Frage. 
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Ja, ich habe noch 
einen Punkt, wo ich auch nicht so richtig weiß, wie 
ich damit umgehe. Diese Diskussion „Innovations-
prinzip oder Vorsorgeprinzip“. Ich habe das Ge-
fühl, dass, wenn man vor 150 Jahren das Vorsorge-
prinzip so konsequent angewendet hätte, wie man 
es heute will, dass wir wahrscheinlich noch mit 
Pferd und Karren durch das Land ziehen und ich 

muss es sagen, wahrscheinlich noch mit Rauchzei-
chen uns verständigen. Ich weiß es nicht genau. 
Haben Sie - und ich bin wieder bei Professor Dede-
rer - das Gefühl noch, dass das Vorsorgeprinzip  
oder diese Abwägungen Vorsorge/Innovation aus-
reichend diskutiert und auch durchgesetzt wird  
oder sind wir wirklich inzwischen so ideologisch 
verbohrt, dass wir alles abweisen, was wir mit un-
serem menschlichen Verstand nicht über die näch-
sten 30 Jahre hinaus beurteilen können? Mit ande-
ren Worten: wenn das so weitergeht, sind Sie mit 
mir der Meinung, dass wir doch ein armes Land 
sind, wenn wir alle wissenschaftlichen Argumente 
beseitigen und nur noch nach Emotionen reagie-
ren? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Dederer, Sie waren 
angesprochen. 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Vielen Dank für die-
se weitere Frage, Herr de Vries. Das Problem liegt 
in der Tat im Verständnis des Vorsorgeprinzips, 
das sich völlig gelöst hat, aus meiner Sicht, von sei-
nen Ursprüngen. Die Ursprünge kann man in der 
„Rio-Erklärung 1992“ nachlesen zum Abschluss 
der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in 
Rio de Janeiro. Es geht darum: Das Vorsorgeprinzip 
knüpft nicht „postfaktisch“ bei parawissenschaftli-
chen Überlegungen an, was alles passieren könnte, 
sondern das Vorsorgeprinzip greift bei wissen-
schaftlicher Ungewissheit, aber unter der Voraus-
setzung, dass die Wissenschaft überhaupt ein Ri-
siko für möglich hält. Das kann man alles nachle-
sen in der Kommissionsmitteilung aus dem 
Jahr 2000 zum Vorsorgeprinzip, wo die Kommis-
sion das ausdrücklich festgehalten hat. Anknüp-
fungspunkt für Vorsorge - und damit auch Vorsor-
gemaßnahmen - ist, dass die Wissenschaft über-
haupt ein Risiko für möglich hält. Es ist also nie 
wissenschaftlich losgelöst zu betrachten. In der po-
litischen Diskussion hat sich das Vorsorgeprinzip 
davon völlig emanzipiert (kann man sagen). Und 
das führt dann dazu, dass das Innovationsprinzip 
jetzt ins Feld geführt werden muss, das eigentlich 
immer im Vorsorgeprinzip angelegt war - und auch 
das kann man in der Kommissionsmitteilung aus 
dem Jahr 2000 nachlesen: Zum Vorsorgeprinzip ge-
hört, wenn es in (bestimmten) Maßnahmen konkre-
tisiert werden soll, immer eine umfassende Abwä-
gung des Tätigwerdens und Nichttätigwerdens. 
Und dazu gehört auch die Frage: was mache ich 
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mit einer Innovation, wenn ich sie unterlasse aus 
Vorsorgegründen? D. h. diese Abwägung musste  
eigentlich schon immer im Vorsorgeprinzip vorge-
nommen werden; nur hat sich eben, vor allem auch 
politisch, die Diskussion völlig von dieser normati-
ven Fundierung des Vorsorgeprinzips, wie sie im-
mer angelegt war, gelöst.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Ich sehe keinen wei-
teren Bedarf bei der Fraktion der CDU/CSU. Dann 
starten wir mit der Fragerunde für die SPD. Die 
Kollegin Drobinski-Weiß hat jetzt das Wort.  
 
Abg. Elvira Drobinski-Weiß (SPD): Vielen Dank 
Herr Vorsitzender, dass wir jetzt fragen dürfen. Ich 
möchte vorausschicken, dass wir uns darüber im 
Klaren sind, dass wir mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf das, was wir wollen, nämlich nationales 
Anbauverbot zu erlassen, dass wir es damit nicht 
erreichen werden. Deshalb sind wir froh, dass wir 
diese Anhörung hier durchführen können. In Anbe-
tracht der kürzeren Zeit, die uns zur Verfügung 
steht, würde ich gerne meine Fragen, wenn Sie er-
lauben, nacheinander formulieren. Meine er-
ste Frage geht an Herrn Koehler. Ich beziehe mich 
hier auf die Einvernehmensregelung. Da geht es ja 
darum, dass unter Beteiligung von sechs Ministe-
rien sich geeinigt werden muss. Mich oder uns in-
teressiert: können Sie uns aus Ihrer Erfahrung be-
richten, was es bedeutet, wenn ein Einvernehmen 
zwischen sechs Ministerien hergestellt werden 
muss? Wie lange kann so etwas dauern? Dann habe 
ich eine Frage, auch wieder an Herrn Koehler wie 
auch an Herrn Dr. Buchholz, ob Sie tatsächlich für 
die Phase 1 diese Einvernehmensregelung für not-
wendig erachten oder kann es nicht eher im Gegen-
teil dazu führen, dass die relativ rechtssichere 
Phase 1 hier überhaupt nicht mehr zur Anwendung 
kommt? Denn geht es nicht auch darum, dass es 
sich hier in dieser Phase 1 nicht doch eher um  
einen Verwaltungsakt handelt? Oder ist es nicht 
doch vielmehr auch nur so ein konsensuales Ver-
fahren, das man hier all diese Kompliziertregelun-
gen, die wir auch kritisieren, dass wir die lösen 
müssen, ohne dass man eine tiefgreifende oder tief-
gründigere Begründung liefern muss? Dann viel-
leicht noch eine Frage an Herrn Koehler und Frau 
Dr. Tappeser. Die Bundesländer - es ist jetzt auch 
schon mehrfach genannt worden - haben sich ein-
deutig für eine bundesweite, einheitliche Regelung, 

ausgenommen Bayern, ausgesprochen in Bundes-
ratsbeschlüssen, Agrarministerkonferenzbeschlüs-
sen, in Eckpunktepapieren der Länder zu dieser 
Gentechnikgesetznovelle. Ist überhaupt vor diesem 
Hintergrund tatsächlich die Beteiligung der Länder 
bzw. ein Mehrheitsvotum der Bundesländer - und 
da spreche ich auch gerade Sie an, Frau Dr. Tappe-
ser - für diese Phase 1 tatsächlich notwendig? Wa-
rum muss dann jedes Mal eine Befassung der Län-
der stattfinden, um so ein Mehrheitsvotum einzu-
holen? Das sind meine Fragen an Sie. Ich hätte 
sonst Herrn Dr. Buchholz noch zum Thema For-
schungsministerium/Forschungsvorhaben gefragt. 
Aber das haben Sie vorher eindeutig beantwortet, 
dass nämlich so eine Einvernehmensregelung, ob 
die Forschung nach Ihrer Einschätzung von diesem 
Gesetzentwurf überhaupt betroffen ist. Herr Vorsit-
zender, das sind erstmal meine Fragen. 
 
Der Vorsitzende: Da haben wir jetzt ein paar Na-
men genannt bekommen. Herr Koehler, Sie waren 
zuerst angesprochen. Ich glaube, auch mit 
zwei Fragen. 
 
Wolfgang Koehler: Vielen Dank. Erste Frage: wie 
lang würde nach meiner Erfahrung das Herstellen 
eines Einvernehmens im Bereich der Gentechnik 
dauern zwischen sechs Ministerien? Würde ich sa-
gen, na ja, ein Beamtenleben. Die Erfahrung lehrt - 
das habe ich nun acht Jahre lang mitgemacht -, es 
wird nie ein Einvernehmen geben in Fragen der 
Gentechnik. Das heißt, wenn man das da rein 
schreibt, weiß man, es wird nicht laufen. Das ist 
aus meiner Sicht jedenfalls klar. Mir ist auch bei 
dieser Regelung die Ratio nicht so ganz nachvoll-
ziehbar, obwohl ich mir vorstellen kann, wie sie 
zustande gekommen ist. So ein Verfahren in 
Phase 1, was aus meiner Sicht doch sehr - ich 
würde mal sagen – „niederschwellig“ ist, wo man 
also den Inverkehrbringer nur fragt, „du weißt in 
unserem Land, finden wir keinen großen Ge-
schmack an Gentechnik, willst du nicht unser Land 
ausnehmen?“ und der kann ja sagen „ja“ oder 
„nein“. Das ist für mich eigentlich eher im Bereich 
eines Verwaltungsaktes, den man ohne großartige 
Rechtsgrundlage auch vollziehen kann. Nach mei-
ner Einschätzung brauchen wir für diese Phase 1 
auch gar kein Gesetz. Nun sieht der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zwei Dinge vor, die aus mei-
ner Sicht nicht  zusammenpassen. Einmal, dass die 
Bundesländer mehrheitlich sich dafür aussprechen 
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müssen. Das finde ich ja im Prinzip okay. Ich frage 
mich allerdings: warum kann eigentlich die Bun-
desregierung den Brief auch nicht alleine schrei-
ben? Aber wenn man schon sagt - und da muss ich 
(allerdings auch wieder) Herrn Dederer recht geben 
-, die meisten der Opt out-Gründe sind ja eigentlich 
doch im Bereich der Regionalität und auf Länder 
bezogen, das heißt, ohne Länder wird das sowieso 
nicht gehen. Aber wenn man sie dann fragt, dann 
verstehe ich nicht, warum man jetzt wieder noch 
ein Einvernehmen von sechs Ministerien braucht. 
Also, entweder man fragt die Länder, die sagen 
okay, aus den und den Gründen finden wir das gut, 
wenn ihr das macht. Und dann wird man sich zwi-
schen den Ressorts lang und breit darüber austau-
schen, ob diese Ländergründe denn nun wirklich 
tragfähig sind oder nur vorgeschoben. Es wird dort 
zu keinem Ergebnis kommen. So sehe ich das. Al-
so, die Phase 1 wird nicht laufen, nach meiner Ein-
schätzung.  Dann mache ich hier erstmal Schluss. 
Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Jetzt haben wir 
Herrn Dr. Buchholz. 
 
Dr. Georg Buchholz: Vielen Dank für die Frage. Zu-
erst zum Einvernehmen. Aus meiner Sicht ist die 
Regelung schon deswegen überhaupt nicht erfor-
derlich - ich kenne solche Regelungen sonst auch 
nicht, weil dafür haben wir die Geschäftsordnung 
der Bundesregierung und der Bundesministerien. 
Da steht drin, wenn es Meinungsverschiedenheiten 
gibt, Kabinettbefassung, das reicht. Wir bekommen 
ein Problem, wenn wir dieses Einvernehmen brau-
chen und nicht haben und der zuständige Bundes-
minister doch bei dem Gesetz stehen soll, wenn er 
denn doch die Aufforderung abgibt. Dann stellt 
sich nämlich die Frage: ist die Aufforderung rechts-
wirksam? Ist die Beschränkung der Genehmigung 
rechtswirksam? Ich gehe davon aus, dass beides 
trotzdem rechtswirksam wäre, aber hätte dann der 
Antragsteller vielleicht einen Amtshaftungsan-
spruch, weil der Minister eine Aufforderung abge-
geben hat, obwohl das Einvernehmen nicht da ist? 
Das kann man sich alles sparen, indem man das 
einfach streicht und man hat denselben Effekt. 
Zum Thema Verwaltungsakt, konsensuales Verfah-
ren. Aus meiner Sicht ist das ein ganz normales 
konsensuales Verfahren - wie bei jedem Genehmi-
gungsverfahren. Bei jedem Genehmigungsverfahren 
kommt es vor, dass die Genehmigungsbehörde den 

Antragsteller darauf hinweist, dass er mit einem be-
stimmten Antrag möglicherweise Schwierigkeiten 
hat. Die Schwierigkeit wäre hier die drohende 
Phase 2. Und wenn die Bundesregierung ihn auf-
fordert: „Schränk‘ doch den Antrag von vornherein 
ein, dann kriegst du deine Genehmigung viel leich-
ter, dann wirst du nämlich nicht befürchten müs-
sen, dass du hinterher mit schlechtem Image eine 
Phase 2, ein Verbot bekommst. Wenn du den An-
trag von vornherein einschränkst, können wir beide 
uns das ersparen.“ Und dieses Angebot kann der 
Antragsteller annehmen, dann hat er sich das er-
spart, oder er kann es ablehnen und dann kann er 
gucken, wie ist es denn nun mit der Phase 2? Kriegt 
die Bundesregierung das rechtssicher hin? Also, 
das ist überhaupt nichts Ungewöhnliches, das ist 
übliches Verfahren, aus meiner Sicht. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank und Frau  
Stn Dr. Tappeser bitte. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank für die Fragen. Sie 
haben ja u. a. danach gefragt, wie die Länder zu 
dem Mehrheitsaspekt stehen. Sie wissen sicherlich 
sehr genau, dass in dem vom Bundesrat mehrheit-
lich verabschiedeten Gesetzentwurf diese Frage 
nicht thematisiert wird, weil eben im Zusammen-
hang mit „Flickenteppich“ der Wunsch der Länder 
ganz eindeutig war, dass der Bund diesen Brief an 
den Antragsteller stellt. Wir haben ja umfänglich 
zwischen Ländern und Bund in einer Arbeitsgrup-
pe diskutiert, wie ein Kompromiss in dem Zusam-
menhang aussehen könnte. Und dabei ist in dem 
Eckpunktepapier eine Mehrheit der Länder mit auf-
genommen worden, um da auf diesen Wunsch ein-
zugehen. Es ist allerdings aus unserer Sicht nur 
schwer nachvollziehbar, dass bei Opt out, also ich 
will jetzt nicht nochmal die Einvernehmensrege-
lung thematisieren, ich denke, das ist hier eindeu-
tig geworden, dass bei Opt out eine Mehrheit der 
Länder sich (mit Gründen) positionieren muss. Mal 
abgesehen davon, dass auch die EU-Richtlinie 
nicht vorsieht, dass da (bei Phase 1) schon zwin-
gende Gründe angegeben werden müssen, (ist es 
schwer nachvollziehbar), dass es bei der Eröffnung 
zum Opt in ausreichen soll, dass ein einziges Land 
entsprechend formuliert, dass aus seiner Perspekti-
ve die Gründe weggefallen sind. Das ist ein Miss-
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verhältnis, was für die Länder nur sehr schwer ak-
zeptierbar ist. In dem Kompromiss im Zusammen-
hang auch mit den Diskussionen mit Bayern, die 
gerne eine Op  out-Regelung auf jeden Fall haben 
wollte, wenn es auf Bundesebene nicht zu einem 
Opt out kommt, (ist diese Möglichkeit) entspre-
chend in dem Eckpunktepapier mit aufgenommen 
worden ist; das ist Ihnen sicherlich hier allen be-
kannt. Aber wenn diese Regelungen möglich ge-
macht werden sollen, dann muss da auch eine Ba-
lance rein im Sinne, dass dann es nicht nur eine 
Mehrheit der Länder braucht für ein Opt out, son-
dern auch eine Mehrheit der Länder wieder für ein 
Opt in. Aus unserer Sicht sollte die Bundesregie-
rung, das ist ja das gemeinsame Verständnis der 
Länder, die Phase 1 auf jeden Fall ziehen, weil das 
der ausgesprochene Wunsch der Länder und auch 
einer Mehrheit der Bevölkerung ist.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Dann habe ich die 
Wortmeldungen der Kollegin Hagl-Kehl.  
 
Abg. Rita Hagl-Kehl (SPD): Dankeschön. Ich hätte 
eine Frage an Herrn Dr. Buchholz. Es gibt ja bisher 
laut Paragraph 26 Freisetzung und Nutzung von 
GVO, die keine Anbauzulassung haben, dass diese 
untersagt sind. Mit dem neuen Ansatz 6 wird dies 
relativiert, dass nicht für den Anbau zugelassene 
GVO, wenn diese versehentlich angebaut werden, 
toleriert werden, falls sie zum Inverkehrbringen zu-
gelassen sind. Jetzt ist meine Frage, ob Sie darin 
eine Gefahr für die Saatgutreinheit sehen und wenn 
ja, wie man diese Gefahr eindämmen kann? 
 
Der Vorsitzende: Gut. 
 
Dr. Georg Buchholz: Danke für die Frage. Das ist 
aus meiner Sicht durchaus eine gefährliche und 
überflüssige Regelung. Wir haben auch die europa-
rechtliche Vorgabe, eine ungenehmigte Freisetzung 
zu beenden; das steht in der Richtlinie. Und diese 
jetzt vorgesehene Möglichkeit ermöglicht es eben, 
diese Freisetzung, die zu beenden ist, zu dulden. 
Ich gehe davon aus, dass die Behörden davon kei-
nen Gebrauch machen würden, weil das auch nicht 
der Gesetzeszweck ist; also, es gibt sozusagen nur 
eine Möglichkeit des Ermessens, eine ermessens-
konforme Rechtsausübung. Von daher sehe ich im 
Moment die Missbrauchsgefahr nicht, aber im Prin-
zip besteht sie schon. Und ich denke das Ziel, was 
man damit erreichen will, - wenn ich das richtig 

verstanden habe, ist das Ziel dieser Regelung, dass 
man eine Beseitigung ermöglicht, ohne dafür noch-
mal eine extra Genehmigung einzuholen, - das 
kann man durch eine andere Formulierung wesent-
lich klarer machen, ohne dieses Missverständnis zu 
provozieren.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Kollegin Crone hat 
noch eine Frage. 
 
Abg. Petra Crone (SPD): Dankeschön Herr Vorsit-
zender. Herr Dr. Buchholz und Herr Koehler, ich 
habe eine Frage an Sie. Ich finde, das Gesetz ist so 
wahnsinnig kompliziert formuliert. Wenn ich da-
rauf schaue, denke ich manchmal, dass sich viel-
leicht auch durch diese Formulierungen schon 
Schwierigkeiten ergeben, dass man da ein bisschen 
durcheinander kommt. Die zweite Frage: welche 
konkreten Verbesserungsvorschläge hätten Sie, da-
mit das Gesetz seinen Zweck auch wirklich erfüllt, 
nämlich die Äcker in Deutschland gentechnikfrei 
zu halten? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Buchholz, Sie zuerst.  
 
Dr. Georg Buchholz: Vielen Dank. Natürlich, also 
ich glaube, da sind wir uns einig, dass das viel zu 
kompliziert ist. Das kann man sehr viel einfacher 
machen. Da ist auch auf EU-Ebene schon sehr lange 
über Vieles gerungen worden. Das kann man im 
Grunde „1:1“ übernehmen, nur das Notwendigste 
regeln. Ein klares Vorbild finden Sie im Bundes-
ratsentwurf. Sie finden auch in den Anmerkungen 
des Bundesrats zu diesem Entwurf sehr viele Vor-
schläge, die ich eigentlich nur unterstützen kann. 
Was mir gefehlt hat, ist dort eben bei den Anmer-
kungen des Bundesrates die Klarstellung im Hin-
blick auf das Koexistenz-Ziel. Das halte ich schon 
für eine grundsätzliche Forderung, die man nicht 
vergessen sollte. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Koehler war 
noch angesprochen. 
 
Wolfgang Koehler: Ich stimme Ihnen zu. Ich muss-
te da auch als erstmal die Begründung lesen, um 
hinterher den Gesetzestext, den Regelungsinhalt ge-
nau zu verstehen. Ich kann allerdings nachvollzie-
hen, dass solche Formulierungen die Folge erhebli-
chen Ringens der Verfasser sind um ganz viele klei-
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ne Lösungen. Ich kann mir vorstellen, wie schwie-
rig es war, diesen Gesetzentwurf so zu formulieren, 
dass er zum Schluss im Bundeskabinett durchge-
laufen ist. Aber ich glaube, alle, selbst die, die ihn 
so formuliert haben, wissen - ziemlich genau, wie 
man es auch sehr viel klarer (hätte) machen könnte, 
wenn es denn einen abgestimmten politischen (und 
klareren) Willen gegeben hätte, und wenn man 
nicht ein Kompromiss an allen Ecken und Enden 
hätte eingehen müssen. Aber so ist das nun mal. 
Aber es wäre natürlich auch anders gegangen, 
wenn man es gewollt hätte.  
 
Der Vorsitzende: Danke Frau Schulte. 
 
Abg. Ursula Schulte (SPD): Da uns noch ein biss-
chen Zeit bleibt, frage ich nochmal. Gerade ist auf 
die Frage von Herrn Färber, ob es Schäden durch 
Gentechnik gegeben hat, gesagt worden, nein. Dann 
frage ich mal Herrn Dr. Buchholz und Frau Dr. Tap-
peser, ob Sie die Schäden auch für die Zukunft aus-
schließen können? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Buchholz. 
 
Dr. Georg Buchholz: Na ja, ich sage mal, dass es 
bisher keine Gesundheitsschäden gab. (Ich denke, 
wir reden hier, die meisten meinen, Gesundheits-
schäden). Was es natürlich immer gibt, sind Einträ-
ge in andere Produkte. Dafür haben wir ja auch das 
Verbot. Und diese Einträge gibt es ständig und die 
sind natürlich eine Bedrohung für Bioproduzenten 
und eine Bedrohung für alle Hersteller von Lebens-
mitteln ohne Gentechnik. Und das werden immer 
mehr. Also, eine wirtschaftliche Gefährdung haben 
wir immer, haben wir ständig. Da gibt es auch wirt-
schaftliche Schäden. Darüber spricht nur keiner so 
gerne. Das muss man auch mal zur Kenntnis neh-
men. Und zu dem anderen Thema „neue Züch-
tungstechniken“ – da habe ich mich vorhin ein 
bisschen gefragt, ob es noch einen weiteren Geset-
zesentwurf gibt, weil da aus meiner Sicht über an-
dere Themen gesprochen wurde. Aber da geht es ja 
auch um die Frage, prüft man das vorher? Wie man 
das bisher macht bei Gentechnik? Diese Prüfungs-
verfahren sind ja dazu da, Schäden zu vermeiden. 
Oder prüft man das nicht? Und wenn man das 
nicht tut, dann ist natürlich das Risiko von Schä-
den sehr viel größer, als wenn man so ein Prüfungs-
verfahren hat. Dann sehe ich schon die Gefahr. 

Aber natürlich kann sich auch die Wissenschaft ir-
ren. Das ist in der Vergangenheit häufig vorgekom-
men. (Das kann man auch gerade bei der Gentech-
nik probieren.) Und bei der Gentechnik, das ist das 
Besondere bei der Gentechnik - das steht auch in 
der Richtlinie - die kann unumkehrbare Folgen ha-
ben, weil Dinge, die freigesetzt wurden und sich 
vermehren können, die verdünnen sich nicht, son-
dern die können sich ausbreiten. Das ist das Beson-
dere an der Gentechnik.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Stn Dr. Tappe-
ser ist noch angesprochen. Wenn es die SPD er-
laubt, würde sie die Antwort geben und wir brin-
gen die Zeit nachher in Abzug. Bitteschön. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank für die Möglichkeit, 
die Sie damit noch eröffnet haben. Ad 1. Ich bin ja 
auch Naturwissenschaftlerin. Schäden für die Zu-
kunft ausschließen, ist ein Ding der Unmöglichkeit. 
Das ist der erste Punkt. Und der zweite Punkt ist 
auch mit dem Blick auf die Erfahrungen, die wir 
gemacht haben, das, was dokumentiert ist, aus An-
baugebieten in den USA oder Südamerika. auf 
Schäden hindeutet, auch wenn das sicherlich in 
der Wissenschaft - das ist ja auch ein Teil der Aus-
einandersetzung, die wir in den letzten 30 Jahren 
geführt haben - unterschiedlich bewertet worden. 
Aber z. B. die Aspekte „Verlust der Biodiversität“ 
lassen sich ganz eindeutig mit den Herbizidresi-
stenten Pflanzen in Verbindung bringen. Da gibt es 
ausreichende entsprechende Publikationen, die das 
nachweisen. Also, es gibt Schäden. Die werden (in 
ihrer Schwere) unterschiedlich bewertet. Man kann 
auf Dinge immer unterschiedlich draufgucken. 
Aber das wären meine zwei Aussagen dazu. Für die 
Vergangenheit sind insbesondere Schäden bei der 
Biodiversität nachgewiesen und für die Zukunft ist 
zu erwarten, dass es welche gibt oder es ist auf je-
den Fall nicht auszuschließen, dass es keine gibt. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Bevor ich jetzt die 
Worterteilung an Fraktion DIE LINKE. gebe, möchte 
ich versuchen, ob wir unkonventionell eine Ab-
stimmung durchführen können. Ich habe zu meiner 
Rechten Wortmeldungen des Kollegen Dr. Schulze 
gehabt. Zur Linken haben wir Herrn Abgeordneten 
Träger, der gern was gefragt hätte. Eigentlich müs-
sen wir in der Ausschusssitzung einen Beschluss 
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fassen, weil beide Abgeordnete nicht dem Aus-
schuss angehören. Ich frage und lasse abstimmen. 
Wenn wir einen einstimmigen Beschluss hinbe-
kommen, würde ich es heute zulassen. Wer ist da-
für, dass die beiden Abgeordneten Fragen stellen 
dürfen? Dankeschön. Gibt es Gegenstimmen? Dies 
ist nicht der Fall. Es ist einstimmig beschlossen. 
Dann werden wir das in der zweiten Runde so be-
rücksichtigen. Jetzt erhält für die Fraktion 
DIE LINKE. Frau Dr. Tackmann das Wort.  
 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE.): Vielen 
Dank, auch für Ihre Hilfe beim Verständnis dieses 
Gesetzes und vielleicht auch seines Zieles. Es ist 
schon interessant, dass hier breit über Forschung 
gesprochen wird, obwohl es eigentlich nicht Ge-
genstand des Gesetzes ist. Aber gut. In der Auswir-
kung hat es vielleicht dann trotzdem etwas mitein-
ander zu tun. Mich würde jetzt nochmal interessie-
ren: Frau Moldenhauer, Sie haben in Ihrer Stel-
lungnahme sehr explizit auf die Frage „Flickentep-
pich oder nicht Flickenteppich“ abgehoben. Wa-
rum ist Ihnen das so wichtig? Zweitens. Wie müss-
te denn das Gesetz aussehen, wenn man tatsächlich 
ein bundeseinheitliches Anbauverbot wollen wür-
de? Es ist ja hier schon mehrfach gesagt worden, 
dass der Verdacht doch nahe liegt, dass man es 
vielleicht gar nicht wirklich will. Aber wie würde 
denn aus Ihrer Sicht heraus das Verfahren ausse-
hen müssen, damit man tatsächlich zu bundesein-
heitlichen Verboten kommt? 
 
Heike Moldenhauer (BUND): „Flickenteppich“ 
würde bedeuten, dass nicht ein bundesweites An-
bauverbot zustande kommt, sondern nur einzelne 
Bundesländer verbieten. Und das wäre immer der 
Fall, wenn man Phase 1 nicht nutzt, sondern in 
Phase 2 zwei Akteure hat. Da sind ja zwei Akteure 
angesprochen oder möglich; das ist einmal die 
Bundesregierung und es sind zum anderen die 
Bundesländer. Und wenn nicht alle Bundesländer 
ein Anbauverbot erlassen, sondern vielleicht nur 
14 von 16 haben wir schon einen „Flickenteppich“. 
Und das würde dann bedeuten, dass der Aufwand 
für gentechnikfreie Produkte sehr steigen würde, 
weil damit ja auch die Verunreinigungsmöglichkei-
ten steigen. Verunreinigung heißt einmal, dass es 
Auskreuzungen gibt im Bereich des Ackers. Dann 
müssen wir uns aber genauso anschauen: Lagerung, 
Transport und Lebensmittelverarbeitung. Die Kos-

ten würden immer bei denen liegen, die gentech-
nikfrei arbeiten wollen. Wir haben da kein funktio-
nierendes Verursacherprinzip. Das heißt, für ge-
trennte Warenströme und für Analysen müssten 
dann die gentechnikfreien Produzenten aufkom-
men. Das halten wir für in keiner Weise akzeptabel. 
Und ich möchte auch noch anmerken, dass der Le-
bensmitteleinzelhandel in Deutschland ganz stark 
auf „Ohne Gentechnik“-Produkte geht. Das ist et-
was, was der Trend in den letzten Jahren ist; auch 
ein Konsens. Und der Lebensmitteleinzelhandel in 
Deutschland schaut, dass er gentechnikfreie Im-
portsoja hineinbekommt ins Land. Und jetzt einen 
„Flickenteppich“ in Deutschland zu machen über 
Anbau würde ja bedeuten, dass vor der Haustür, 
wo gentechnikfreie Ware verlangt wird, das verun-
möglicht wird. So, dann wäre unser Wunsch, um 
das Gesetz besser zu machen, in Phase 2 nur die 
Bundesregierung als Akteur zuzulassen. Die Län-
deröffnungsklausel müsste gestrichen werden. 
Dann ist außerdem noch wichtig für Phase 2 die 
Verantwortung des Bundes für eine Koordination 
der Verbotsgründe. Natürlich ist unbestritten, dass 
die Länder Verbotsgründe liefern müssten, die län-
der- und regionalspezifisch sind. Wir brauchen 
aber auch einen verantwortlichen Bund, der 
schaut: was kommt aus den Ländern? Ist das wider-
spruchsfrei? Fehlt etwas? Ist das rechtssicher? Des-
wegen muss der Bund, wenn es um Verbote geht, 
die nach Brüssel geliefert werden, das Ganze sich-
ten und dann schauen, dass das Ganze wider-
spruchsfrei nach Brüssel kommuniziert wird. Und 
noch ein weiteres. Wir finden, dass es möglich ist, 
auch bundesweite Verbote anzugeben. Also, da ist 
etwas möglich und zwar in Bezug auf umweltpoli-
tische Vorgaben. Es wäre ja denkbar zu sagen, dass 
Gentechnik eine Technologie ist, die das Artenster-
ben in der Agrarlandschaft befördert. Dann könnte 
man außerdem noch bei agrarpolitischen Gründen 
angeben: ist es eine Technologie, die zu mehr Pesti-
zideinsatz führt? Also, da könnte der Bund tatsäch-
lich etwas anführen. Und was auch jetzt schon im 
Gesetzesentwurf drin steht, ist, dass ja auch ganze 
Gruppen von GVO verboten werden können nach 
Einzelmerkmalen oder nach Kulturpflanzen. Da 
würde ich auch eine Verantwortung des Bundes se-
hen. Also, das wären z. B. alle Bt-Pflanzen, alle 
Herbizidresistenten Pflanzen, oder als nicht koexis-
tenzfähige Pflanze, der Raps.  
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Der Vorsitzende: Dankeschön. Frau Dr. Tackmann 
fährt fort. 
 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE.): Hier ist 
vorhin schon mal das Stichwort gefallen „verfas-
sungswidrige Mischverwaltungen“. Deswegen auch 
da nochmal meine Frage. Wie sieht denn das Risiko 
aus - jetzt an Frau Dr. Tappeser und auch an Frau 
Moldenhauer -, dass das Gesetz tatsächlich verfas-
sungswidrig ist auf Grund dieser doch sehr merk-
würdigen Konstruktion der politischen Kompro-
misse? Zweitens. Wie schätzen Sie ein das Prozess-
risiko für Länder? Sie müssen ja z. B. auch in der 
ersten Phase entgegen der Richtlinie zwingende 
Gründe vorweisen, also nicht nur den politischen 
Willen vorlegen. Ist das nicht auch eine Möglich-
keit, dass die Konzerne sich dann schon mal drauf 
einstellen können, was da möglicherweise in der 
zweiten Phase vorgelegt wird und entsprechend 
dann auch entscheiden, ob sie in der ersten Phase 
für sich einen Verzicht erklären oder nicht? Und 
wie sieht das auch mit den finanziellen Konse-
quenzen, gegebenenfalls finanziellen Risiken für 
Prozesskosten und ähnliches aus für die Länder? 
 
Der Vorsitzende: Zunächst Frau Stn Dr. Tappeser. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank. Ich bin nun keine 
Juristin, sodass ich vielleicht Ihre Frage in Zusam-
menhang mit der Mischverwaltung und verfas-
sungsrechtlichen Aspekten nicht entsprechend be-
antworten kann – oder sagen wir mal, nicht sicher 
beantworten kann. Aber mein fester Eindruck ist, 
und das ist ja auch entsprechend geprüft worden, 
dass in dem Gesetzentwurf, der von Seiten der Län-
der im Bundesrat vorgelegt worden ist, genau die-
ser Aspekte berücksichtigt sind. Und diese Gefah-
ren (Probleme), die damit verknüpft sind, insofern 
außen vorgehalten worden sind, dass das eben kei-
ne entsprechende Mischverwaltung wäre. (Die Ver-
antwortung liegt nach dem Bundesrat-Entwurf) 
ganz eindeutig beim Bund. Die Umsetzung (der 
Phase 1 entsprechend der) EU-Richtlinie, dass kei-
ne zwingenden Gründe angegeben werden müssen, 
da ein sehr rechtssicheres und auch von den Pro-
zessrisiken/Kosten ein sehr sicheres Verfahren er-
möglicht wird, was mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, das haben wir ja 
schon ausreichend diskutiert, eben genau so nicht 

wäre. Da ist doch sehr viel Unsicherheit mit drin. 
Und ein zweiter Punkt ist, dass es auch wichtig ist, 
dass die Kompetenzen des Bundes, entsprechend 
mit einbezogen werden können. Ob und inwieweit 
sich die Antragsteller, wenn sie in Phase 1 aufge-
fordert werden und ihnen die Gründe bereits vorge-
legt werden, sich anhand der vorgebrachten Grün-
de bereits überlegen, ob sie ablehnen und in Pha-
se 2 gehen, weil sie meinen, dass sie damit in Pha-
se 2 sehr viel bessere Karten in der Hand haben; 
das ist sicherlich nicht auszuschließen., dass das 
als eine entsprechende Vorlage betrachtet wird. In-
sofern ist es mein sehr deutliches Plädoyer, eine 
schlanke Phase 1 zu machen, wie sie auch die  
EU-Richtlinie vorsieht, wie das auch im Gesetzent-
wurf der Länder mit niedergelegt worden ist. Dann 
würde man all die Risiken ausschließen, die Sie ge-
rade angesprochen haben.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön, und Frau Molden-
hauer.  
 
Heike Moldenhauer (BUND): Ja, in Phase 1 kann 
ich mich nur anschließen, da ist für uns wichtig, 
dass die Bundesländer keine Verbotsgründe nen-
nen müssen. Das sieht die EU-Richtlinie auch gar 
nicht vor. Und wenn sie doch schon Gründe nen-
nen müssten, wäre es möglich, dass Konzerne sich 
dann auf mögliche Klagen vorbereiten können bzw. 
einfach auch schauen können: wie gut sind die 
Gründe und wie stichhaltig sind die Gründe? Und 
wollen sie dann damit in die Phase 2 gehen, das 
heißt, will ein Konzern in Phase 1 ablehnen, dass 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik ausgeschlos-
sen ist vom Anbau. Und in Phase 2 werden wir ja 
wahrscheinlich, wenn der Gesetzentwurf so bleibt, 
immer das Problem haben, dass am Ende 16 Bun-
desländer 16 Mal argumentieren müssen, warum 
sie keinen Anbau wollen. Das heißt: Rechtsverord-
nung vorlegen. Und, wenn 16 Bundesländer 16 ver-
schiedene Rechtsverordnungen vorlegen, ist die 
Wahrscheinlichkeit sehr groß, dass es Widersprü-
che gibt. Und wenn es Widersprüche gibt, müssen 
findige Konzernanwälte ja nur schauen: wo sind 
Widersprüche, wo ist ein Bundesland angreifbar? 
Und was ich auch noch als weitere Gefahr sehe, ist, 
wenn Bundesländer einzeln verklagt werden, ob sie 
dann tatsächlich auch in den Widerspruch gehen, 
weil Konzernklagen immer bedeuten, dass auf die 
Bundesländer hohe Kosten zukommen. Und da die 
Bundesländer ja eher pleite sind, würde ich sehr 
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befürchten, dass am Ende ein Konzern gegen ein 
Bundesland klagt und das Bundesland keinen Wi-
derstand leistet, sondern dieses „Nein“ des Kon-
zern leider so durchgehen lassen muss.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Ich sehe das als 
Punktlandung. Dann kommen wir jetzt zur Frage-
runde von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Kollege Eb-
ner hat sich gemeldet.  
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke Herr Vorsitzender. Ich habe nach den ersten 
30 Minuten der Anhörung noch mal nach dem Ti-
tel geguckt, weil ich irgendwie dachte, ich bin im 
falschen Film. Aber zum Glück sind wir jetzt doch 
bei der Erörterung der Gentechnik, also der Gesetz-
entwürfe, gelandet und nicht bei einer Fragerunde 
„Pro und Contra“ zur Gentechnik. All jenen, die 
das gerne debattieren möchten, empfehle ich sehr 
die Lektüre des TAB (Büro für Technikfolgenab-
schätzung)-Berichtes aus 2011 zur Frage „For-
schung und Welternährung“; da stehen eigentlich 
alle wesentlichen Fragen dazu drin. Jetzt möchte 
ich Frau Dr. Tappeser fragen: Sie waren ja beteiligt 
an der Entstehung des Gesetzentwurfes des Bun-
desrates. Jetzt haben die Bundesländer, der Bun-
desrat am Gesetzentwurf des Bundesministeriums 
(BMEL) Kritik geübt und formuliert. Warum sind 
denn die Länder der Meinung, dass damit keine 
rechtssichere Umsetzung der Opt out-Richtlinie zu 
erreichen ist? Was sind da die besonders kritischen 
Regelungen? Sie haben schon auf einige hingewie-
sen. Vielleicht können Sie das hinsichtlich Fristen, 
Länderöffnungsklausel oder der Verantwortung – 
Bund oder Länder – nochmal konkretisieren. Und 
glauben Sie, dass mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf der Bundesregierung ein einheitliches, bun-
desweit einheitliches Anbauverbot je zu Stande 
kommen könnte? 
 
Der Vorsitzende: Frau Stn Dr. Tappeser bitte. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank. Ich glaube, um bei 
Ihrer letzten Frage anzufangen, dass es mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zu keiner entsprechenden Umsetzung kommt, die 
bundesweit rechtssicher ein entsprechendes 
Opt out, eine entsprechende Opt out-Möglichkeit 
ermöglichen wird. Da ist schon Einiges zu gesagt 

worden. Das liegt u. a. daran, dass hier plötzlich 
sechs Ministerien im Einvernehmen miteinander 
dazu kommen sollen, die Phase 1 zu beschließen. 
All diejenigen, die verwaltungserfahren sind, kön-
nen sich gut überlegen, dass das innerhalb von 
zehn Tagen mehr oder weniger unmöglich ist, denn 
bei den gesamten 45 Tagen sind ja 35 Tage dann für 
die jetzt auch geforderten Länderstellungnahmen 
vorgesehen, wo die Länder die zwingenden Gründe 
vorlegen sollen. Das ist auch für die Länder schon 
eine große Herausforderung, in der kurzen Zeit eine 
rechtssichere und gut begründete Stellungnahme 
zu schreiben. Und wenn die Länder dies in 35 Ta-
gen gemacht haben, dann wird von Seiten der Bun-
desverwaltung darüber geurteilt, ob und für wie be-
lastbar man diese Gründe ansieht und darüber soll 
im Einvernehmen entschieden werden; das ist ein 
Widerspruch in sich. Dann kann man eigentlich 
auch gleich sagen, dass dann doch bitte die Bun-
desregierung die Federführung übernehmen soll, 
wenn sie dann anschließend über die Stellungnah-
men der Länder in einem Einvernehmen weiter be-
finden soll. Also, das finde ich einen  ganz wesent-
lichen Aspekt, warum das für die Länder wenig ak-
zeptabel ist Ich habe ja bereits formuliert, dass das 
für die Länder eine sehr enttäuschende Umsetzung 
ist. Dabei waren wir zwischendurch ja durchaus 
optimistisch und hoffnungsfroh, weil wir intensiv 
mit dem Bund, mit dem Landwirtschaftsministe-
rium unter Einschluss der Länder Bayern, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen und Hessen – 
wir hatten damals den AMK-Vorsitz - und Sachsen-
Anhalt (ja auch noch unter anderer politischer Füh-
rung, also Sachsen-Anhalt, als zu den Zeiten ja) - 
ein Land, was sich sehr stark für die (Nutzung der) 
Gentechnik eingesetzt hat - dass in dieser Konstel-
lation wir mit dem Eckpunktepapier einen Kom-
promiss erzielt haben, der für alle gangbar und leb-
bar war. Das möchte ich hier nochmal unterstrei-
chen. Und aus meiner Sicht hat die Bundesregie-
rung mit dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf ge-
nau diesen Kompromiss, genau diese konstruktive 
Atmosphäre, die wir da hatten, um das auszuarbei-
ten, wieder verlassen und hat einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, der den Interessen der Länder, den Inte-
ressen eines bundesweit einheitlichen Opt out dia-
metral entgegensteht. Und insofern finden wir es 
sehr schwierig, mit diesem Gesetzentwurf umzuge-
hen, auch wenn – das möchte ich an dieser Stelle 
auch sagen – wir noch die Hoffnung haben, dass 
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vielleicht wieder zu den konstruktiven Aspekten 
zurückgefunden werden kann. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Ebner fragt weiter. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dankeschön. Ich wollte Herrn Koehler noch fragen. 
Der Bundesverband Ökologische Lebensmittelwirt-
schaft hat in dem Schadensbericht Gentech-
nik 2014 versucht abzuschätzen, was nicht selbst-
verschuldete Mehrkosten sein können, die da auf 
die gentechnikfreie Lebensmittelwirtschaft zukom-
men. Das bewegt sich bis zu einem Milliarden-Be-
reich z. B. bei der Milch. Welche, auch ökonomi-
schen Folgen erwartet denn der Verein Lebensmit-
tel ohne Gentechnik für die gentechnikfreie Land- 
und Lebensmittelwirtschaft, wenn dieser Gesetz-
entwurf in der vorliegenden Form verabschiedet 
wird? 
 
Der Vorsitzende: Herr Koehler. 
 
Wolfgang Koehler: Vielen Dank. Ich antworte jetzt 
als Mitglied des Beirates des Verbandes Lebensmit-
tel ohne Gentechnik. Wir haben natürlich mit den 
Mitgliedern darüber gesprochen; ich kann Ihnen 
keine fundierten Zahlen nennen. Wie soll das auch 
gehen? Wir wissen nur, dass (natürlich erhebliche 
Kosten) auf die einzelnen Mitglieder (oder auf die 
Anbieter), die gentechnikfreie Lebensmittel am 
Markt anbieten wollen, weil es eben auch nachge-
fragt wird, ganz erhebliche Kosten dazukommen. 
Beispielsweise bei der Milch: . Sie müssten ja dann 
alle möglichen zusätzlichen Nachweise führen, 
dass die Milch aus Gebieten kommt, wo es weit 
und breit keine Gentechnik gibt. Wenn sie den sog. 
Flickenteppich haben, wird es natürlich schwierig 
werden, dort diese Nachweise zu führen. Und 
selbst wenn sie führbar sind, sind sie eben mit er-
heblichen Kosten verbunden. Also, wir gehen im 
Verband davon aus, dass so etwas für die Anbieter 
ökonomisch desaströse Folgen haben würde, die 
sowieso schon mit zusätzlichen Kosten arbeiten 
müssen, aber bisher eben das auch können, weil 
der Markt das hergibt. Aber wenn das anders wird, 
wird das sehr schwierig werden. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Kollege Ebner. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Koehler, dankeschön. Darf ich da nachfragen? 

Wie steht denn angesichts dessen die gentechnik-
freie Lebensmittelwirtschaft zur Aussage von Pro-
fessor Schiemann, auch bei der Ökobranche setze 
sich eine positive Einschätzung der Gentechnik  
oder der neuen Gentechnik durch? 
 
Der Vorsitzende: Bitte Herr Koehler. 
 
Wolfgang Koehler: Mit einer gewissen Verständnis-
losigkeit; mehr kann ich dazu nicht sagen. 
 
Der Vorsitzende: Herr Ebner. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, kurze Antworten sind oft sehr hilfreich. Ich 
wollte gern noch Frau Moldenhauer vom BUND 
kurz fragen: Paragraf 26 ist schon angesprochen 
worden. Halten Sie denn diesen neu hinzugeführ-
ten Absatz 6 für geeignet, um die in der Freiset-
zungsrichtlinie festgelegte Nulltoleranz zu sichern? 
Wenn ja, warum oder wenn nein, warum nicht? 
 
Heike Moldenhauer (BUND): Nein. Unser Wunsch 
wäre, diesen Paragrafen ganz zu streichen, weil er 
die Nulltoleranz, die auf EU-Ebene festgelegt ist, 
aufweicht. Wir haben ja jetzt mit diesem Paragrafen 
ein Ermessen der Behörden, dass sie Freisetzungen 
von nicht zugelassenen gentechnisch veränderten 
Organismen oder auch Inverkehrbringen von nicht 
zugelassenen gentechnisch veränderten Organis-
men nicht unmittelbar unterbinden müssen. Also, 
unsere Befürchtung ist, dass Pflanzen auf dem 
Acker wachsen und eine Behörde nicht umgehend 
verfügt, dass dieser Aufwuchs beseitigt wird. Und 
deswegen wäre unser Wunsch, diesen Paragrafen 
ersatzlos zu streichen, um damit dem Nulltoleranz-
gebot der EU-Gesetzgebung gerecht zu werden.  
 
Der Vorsitzende: Gut, Kollege Ebner. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Jetzt möchte ich Frau Dr. Tappeser nochmal fragen. 
Wir haben schon die Verbotsgründe ein bisschen 
erläutert. Es wurde auch schon angesprochen, dass 
es im Gesetzentwurf der Bundesregierung eine ab-
schließende Liste der Verbotsgründe gibt. Welchen 
Sinn kann denn eine solche abschließende Liste 
der Verbotsgründe machen? 
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Der Vorsitzende: Vielen Dank. Bevor ich das Wort 
erteile, möchte ich dringend die Zuhörer/Zu-
schauer bitten, keine Fotos zu machen. Jetzt Frau 
Stn Dr. Tappeser. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank. Wie Sie wissen, ist 
rechtlich gesehen eine abschließende Liste immer 
der Weg, dass darüber hinaus, auch wenn es neue 
Erkenntnisse gibt, wenn es andere Erkenntnisse 
gibt, dass die dann entsprechend nicht berücksich-
tigt werden können, egal wie belastbar oder nicht 
belastbar sie sind. Insofern sehe ich diese abschlie-
ßende Liste als sehr problematisch an, denn gerade 
als Naturwissenschaftlerin und Biologin weiß ich 
dass man sich immer da drauf einstellen muss, 
dass es unerwartete (oder unerkannte) Aspekte gibt. 
Und ich möchte da als kleinen Exkurs auf die  
Late lessons from early warnings hinweisen, dass 
das (diese Lehren) entsprechend mit berücksichtigt 
werden kann. Das ist rechtlich der angemessene 
Weg, um zu ermöglichen, dass auch Gründe mit 
aufgenommen werden können, die wir derzeit noch 
nicht in unserem Fokus haben.  
 
Abg. Dr. Klaus-Peter  Schulze (CDU/CSU): Schö-
nen Dank Herr Vorsitzender. Auch wenn der Herr 
Ebner jetzt sagen würde, kommt ja doch zu Grund-
satzfragen, möchte ich die jetzt hier stellen. Ich 
komme ja aus einem mitberatenden Ausschuss und 
nicht aus diesem entscheidenden. Meine Frage geht 
an Professor Jacobsen: wo sind jetzt die Zentren der 
Genforschung auf dieser Welt global gesehen und 
wie sind die Rechtsrahmen in diesen Ländern? 
Und die zweite Frage geht an Professor Dederer: Es 
wird ja auch europäische Staaten geben, die mit 
GVO anders umgehen, z. B. Tschechien und Polen. 
Wenn jetzt im Grenzbereich der Anbau von gen-
technisch veränderten Pflanzen erfolgt, es wird ja 
auch unterstellt, dass die Pollen größere Strecken 
fliegen können, damit auf deutsches Gebiet z. B. 
eindringen können. Wie kann man damit juristisch 
umgehen, um das zu verhindern? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Jacobsen.  
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Ja, nach meiner Ein-
schätzung gibt es in Europa ein großes Zentrum; 
das ist Großbritannien, weil dort sehr intensiv ge-
forscht wird, dann China, Indien, Australien und 

natürlich auch in den USA. Aber ich sehe zuneh-
mend auch eigene Forschung in Schwellenländern. 
Vielleicht zur Information: jetzt mit Beginn der 
neuen Züchtungstechniken haben wir viele Anfra-
gen nach alten Zellkulturprotokollen aus diesen 
Ländern bekommen; weil, die neuen Züchtungs-
techniken funktionieren nur, wenn man in der Lage 
ist, Pflanzen in vitro zu generieren. Und mein Ein-
druck stammt eben daher, wo ich diese Anforde-
rungen bekomme, die wollen also wissen, wie wir 
das gemacht haben. Das geben wir natürlich auch 
gerne weiter. Ja, das war dazu. Den zweiten Teil 
der Frage habe ich nicht aufgeschrieben.  
 
Abg. Dr. Klaus-Peter  Schulze (CDU/CSU): Ob die 
Rechtsrahmen dort andere sind als bei uns? 
 
Prof. Dr. Hans-Jörg Jacobsen: Also, ich kann das 
nur sagen von Kanada, weil wir dahin unser trans-
genes Material exportiert haben. Wir haben für die 
Importgenehmigung etwa drei Wochen gebraucht 
und für die Anbaugenehmigung dann knapp 
drei Wochen. Und das ist sehr flott. Und – wie ge-
sagt – in Kanada ist der Rechtsrahmen so, dass das 
Produkt geprüft werden muss und nicht das Ver-
fahren. In den USA hat die Obama-Regierung ja 
auch angefangen zu deregulieren. China kann ich 
nicht beurteilen. Ich glaube, da läuft sehr viel in 
der Forschung und die sind sehr restriktiv – glaube 
ich – beim Inverkehrbringen noch. Ich weiß nicht, 
wie lange das dauert. In Indien tobt der Kampf ja 
auch sehr intensiv. Da ist aber die Forschung sehr 
stark. Also, ich habe im letzten Jahr die Gelegenheit 
gehabt, mir da einiges ansehen zu können. Ich er-
warte auch den endgültigen Durchbruch aus diesen 
Ländern kommend, weil dort sind so viele Univer-
sitäten und öffentliche Institutionen, die sich mit 
dieser Forschung befassen. Und da sind auch die 
großen Probleme, die zu lösen sind.  
 
Der Vorsitzende: Professor Dederer, Sie waren noch 
angesprochen 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Vielen Dank für die 
Frage, die das grenznachbarschaftliche Verhältnis 
betrifft für den Fall, dass ein Mitgliedstaat einen 
bestimmten GVO anbauen lässt, also ihn nicht ver-
bietet, und der andere Mitgliedstaat, etwa Deutsch-
land, den Anbau dieses GVO verbietet. Das war 
Ihre Frage. Ich meine, dass der Unionsgesetzgeber 
eine Regelung geschaffen hat, aber auch ohne diese 
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Regelung wäre meine Antwort die gleiche. Der Ar-
tikel 26a Absatz  1a der Freisetzungsrichtlinie sieht 
vor, dass ab dem 3. April dieses Jahres, 2017, die 
Mitgliedstaaten, in denen GVO angebaut werden, 
in den Grenzgebieten ihres Hoheitsgebiets geeigne-
te Maßnahmen mit dem Ziel treffen, etwaige grenz-
überschreitende Verunreinigungen in benachbarten 
Mitgliedstaaten, in denen der Anbau dieser GVO 
untersagt ist, zu vermeiden. Das ist jedenfalls die 
Regel, an die sich die Mitgliedstaaten halten müs-
sen. Das heißt, man muss in den Grenzgebieten 
letztlich auf Koexistenzmaßnahmen achten. Aus-
nahme: solche Maßnahmen sind auf Grund geogra-
fischer Gegebenheiten nicht notwendig. Man muss 
sich vorstellen, wenn man die Gegend kennt, 
Passau und den Bayerischen Wald, da gibt es einen 
Nationalpark, auch in Tschechien auf der anderen 
Seite. Da ist weit und breit kein Feld. Da braucht 
man wahrscheinlich solche Maßnahmen nicht. 
Aber prinzipiell ist dieses grenznachbarschaftliche 
Verhältnis geregelt mit eindeutigen Verpflichtun-
gen. 
 
Der Vorsitzende: Danke Herr Professor Jacobsen. 
Jetzt der Kollege de Vries. 
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Ja, Herr Vorsitzen-
der. Es sind wieder neue Dinge ins Gespräch ge-
bracht und ich möchte doch mal wissen und ich 
denke, ich muss da wieder Herrn Professor Dederer 
fragen, ob er eine Chance sieht, Umweltrisiken aus 
Anbauverbot Grund zu nehmen und zu sichern? 
Sehen Sie im Umweltmanagement Probleme mit 
dem Anbau gentechnischer Produkte so sehr, dass 
das zu einem Verbot führen könnte?  
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Dederer. 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Vielen Dank Herr 
de Vries für die Frage, die nicht ganz einfach ist, 
denn als zwingender Grund für Anbaubeschrän-
kungen oder -verbote sind ja gerade „umweltpoliti-
sche Ziele“ genannt und andererseits heißt es wie-
derum, dass keine Gründe vorgetragen werden dür-
fen, die bereits auf Unionsebene in der Umweltver-
träglichkeitsprüfung geprüft worden sind. Und auf 
dieser Umweltverträglichkeitsprüfung beruht dann 
auch das Umweltrisikomanagement in Gestalt der 
Zulassung. Dort muss alles geregelt sein, was an Ri-
sikomanagement erforderlich ist für die Verwen-
dung der GVO, vor allem im Wege des Anbaus. Aus 

meiner Perspektive ist es so, dass die Umweltver-
träglichkeitsprüfung auf Unionsebene konzentriert 
ist, dort so bleiben soll. Damit bleiben auch die 
Umweltrisikomanagementmaßnahmen auf Unions-
ebene konzentriert, sodass natürlich die Frage ist: 
was bleibt noch übrig an „umweltpolitischen Zie-
len“? Meines Erachtens bleibt fast nichts übrig, 
denn alles was es an Umweltrisiken gibt, auch was 
hier angesprochen wurde, etwa Biodiversitätsrisi-
ken, werden von der EFSA geprüft. Die EFSA 
Guidance Note ist jedenfalls völlig eindeutig, dass 
EFSA umfassend prüft. Sie prüft sogar die Boden-
fruchtbarkeit, alles, was dort passieren kann. Inso-
fern ist wirklich fragwürdig, was überhaupt noch 
an „umweltpolitischen Zielen“ hier genannt wer-
den kann. Am Ende bleiben meines Erachtens, 
auch wenn die Erwägungsgründe der Opt out-
Richtlinie was anderes andeuten, vielleicht nur 
noch umweltästhetische Überlegungen zurück als 
umweltpolitische Überlegungen. Umweltästhetik 
soll heißen, was ja oft vorgetragen wird: Dann ha-
ben wir Monokulturen, das stört das Landschafts-
bild – eine ästhetische Erwägung, die zulässig ist. 
Aber dann haben Sie wieder das Konsistenzprob-
lem, – Sie haben hier in Norddeutschland, wenn 
Sie in Richtung Greifswald fahren, alles voller 
Raps. Der ist gar nicht gentechnisch verändert; aber 
das ist auch eine Monokultur. Und wenn Sie bei 
uns in Niederbayern sind, dann ist alles voller 
Mais, eine „typisch“ niederbayerische Pflanzen-
sorte. Da haben Sie genau diese Konsistenzprob-
leme, weshalb wiederum nicht ersichtlich ist, wie 
„umweltpolitische Ziele“ eigentlich überhaupt 
sinnvoll vorgebracht werden können. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Kollege de Vries. 
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Frau Moldenhauer. 
Sie haben in diesem Zusammenhang Verluste/Bio-
diversität in die Diskussion gebracht. Ich bin doch 
gespannt, wie Sie die Zusammenhänge sehen. Ich 
meine, dass die Biodiversität unter Druck steht. Das 
wissen wir alle. Dass wir da reagieren müssen, ist 
mir auch klar. Aber, wie Sie das mit Gentechnik in 
Verbindung bringen, das ist mir noch nicht klar. 
 
Der Vorsitzende: Frau Moldenhauer. 
 
Heike Moldenhauer (BUND): Ich will es an 
zwei Beispielen erläutern. Einmal anhand von den 
Bt-Pflanzen, Pflanzen mit eingebauten Insektiziden, 
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die über die ganze Anbausaison freigesetzt werden. 
Da ist ja ein großes Risiko, dass nicht Zielorganis-
men getroffen werden, also wie im Falle des Mais 
MON 810, nicht nur der Maiszünsler, sondern wei-
tere Schmetterlingsarten. Und was die zweite große 
Gruppe der gentechnisch veränderten Pflanzen an-
geht, die herbizidresistenten Pflanzen: Im Moment 
haben wir die in der EU nicht zugelassen. Aber sie 
werden großflächig in Nord- und Südamerika ange-
baut. Meistens die gentechnisch veränderte Pflanze 
in Kombination mit Glyphosat. Und Glyphosat als 
Totalherbizid ist natürlich ein Mittel, das seinem 
Namen alle Ehre macht: es killt alles Grün auf dem 
Acker.  
 
Der Vorsitzende: Kollege de Vries. 
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Jetzt wird es natür-
lich spannend. Also, ich glaube nicht, dass wir 
mehr Mais anbauen, wenn wir Glyphosat resistente 
Maisarten anbauen könnten. Soweit sehe ich das 
auch. Aber ich wollte zurück nach MON 810. Wis-
sen Sie, die Alternative ist doch, dass wir nicht die-
sen Bt-Mais anbauen, aber unseren Mais spritzen 
und dann ist alles kaputt. Also verstehe ich nicht 
genau, warum Sie die für den Mais schädlichen In-
sekten, die dann tatsächlich getötet werden, schüt-
zen wollen, obwohl die Alternative ist, dass nichts 
mehr überbleibt? 
 
Heike Moldenhauer (BUND): Die Alternative, die 
wir wollen, sind natürlich keine Maismonokultu-
ren, Mais auf Mais auf Mais, die dann zu einem er-
höhten Schädlingsbefall kommen. Also, das ist ein-
fach ein anderes Agrarsystem, was wir an der Stelle 
wollen.  
 
Der Vorsitzende: Kollege Färber. 
 
Abg. Hermann Färber (CDU/CSU): Herr Profes-
sor Dederer, wenn ich die Argumente hier anhöre 
und auf mich wirken lasse, habe ich den Eindruck, 
man hat auf Landesebene und vielleicht auch sei-
tens Frau Moldenhauer sehr gute Argumente, den 
Anbau von genveränderten Organismen entspre-
chend zu untersagen. Argumente in Bereichen, die 
von der EU noch nicht abgeprüft waren, oder die 
Aspekte einfach noch keine Rolle gespielt haben. 
Die Länder ihrerseits möchten aber das Risiko für 
diese Argumentation offensichtlich nicht tragen. 

Warum, weiß ich nicht. Vermutlich haben die Län-
der ihre Bedenken, dass die Argumentation auf  
EU-Ebene nicht standhalten wird. Sind diese Argu-
mente gewichtiger, wenn der Bund sie anführt, 
wenn der Bund hier in die Bresche springt und 
sagt, wir übernehmen dies für die Länder? Sind die 
Argumente, die auch heute aufgeführt wurden, 
denn dann gewichtiger, als wenn das von den Län-
dern ausgeht? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Dederer. 
 
Prof. Dr. Hans-Georg Dederer: Vielen Dank auch 
für diese Frage. Es ist nicht vorstellbar, dass die Ar-
gumente dadurch gewichtiger werden, denn sie 
werden nur dadurch gewichtiger, dass sie entweder 
wissenschaftlich unterstützt sind oder sonst metho-
disch nachgewiesen sind. Ich kann mir jedenfalls 
nicht vorstellen, dass sowohl die Kommission wie 
auch, wenn es vor den EuGH oder auch vor ein 
sonstiges Gericht kommt, ein Gericht sich beein-
drucken lässt davon, dass der Bund etwas vorgetra-
gen hat. Das Einzige, was sein könnte, rein faktisch, 
das kann ich jetzt nicht beurteilen, ist, dass der 
Bund mehr Ressourcen hat, um den Nachweis zu 
führen, also wissenschaftlich oder sonst metho-
disch abgesichert zu führen. Das könnte sein. An-
dererseits ist auch daran zu denken, dass die Län-
der, wenn sie selbst in der Verantwortung wären, 
was meines Erachtens ja eben nach dem Subsidiari-
tätsgedanken richtig wäre, sich die Hilfe vom Bund 
holen können. Es ist ja nicht etwa so, dass es hier 
„chinesische Mauern“ gibt zwischen Bund und 
Ländern und der Bund seine Expertise für sich be-
hält und den Ländern nichts abgibt. Vor allem, um 
es europarechtlich zu betrachten, haftet nach außen 
gegenüber der EU immer der Bund, auch wenn ein 
Land europarechtswidrig handelt. Deshalb wird der 
Bund immer ein Interesse haben, auch die Länder 
zu unterstützen mit seiner Expertise, wenn es not-
wendig werden sollte. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Gibt es noch Fragen? 
Das sehe ich nicht. Dann verstehe ich das so, dass 
wir für die Union die Fragerunde beenden. Jetzt 
kommen wir zur SPD. Da hat sich Kollegin  
Drobinski-Weiß gemeldet. 
 
Abg. Elvira Drobinski-Weiß (SPD): Vielen Dank 
Herr Vorsitzender. Ich möchte nochmal Herrn 
Dr. Buchholz befragen. Und zwar möchte ich gerne 
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von Ihnen wissen, ob Ihrer Auffassung nach das 
BMEL bei der Umsetzung der Richtlinie  
(EU) 2015/412 mit diesem nun vorliegenden Ent-
wurf auch alle Spielräume und Möglichkeiten für 
die Begründung von Beschränkungen oder Verbo-
ten von GVO-Anbau genutzt hat? Z. B. wenn es um 
Naturschutz oder um Vorsorge oder um das Vorsor-
geprinzip etwa gegen Umweltrisiken geht? Ich frage 
das so explizit und beziehe mich dabei auf die Aus-
sage des Bundesverfassungsgerichtes von 2010; da 
zitiere ich jetzt: “dass angesichts eines noch nicht 
endgültig geklärten Erkenntnisstandes der Wissen-
schaft bei der Beurteilung der langfristigen Folgen 
eines Einsatzes von Gentechnik trifft den Gesetzge-
bern eine besondere Sorgfaltspflicht, bei der er den 
in Artikel 20a Grundgesetz enthaltenden Auftrag zu 
beachten habe, auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen, die natürlichen Lebensgrundla-
gen zu schützen“.  
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Buchholz. 
 
Dr. Georg Buchholz: Vielen Dank. Also zur er- 
sten Frage. Es ist natürlich nicht so, das ist auch 
schon erwähnt worden, dass nicht alle Spielräume 
genutzt werden, weil eben einige Einschränkungen 
da sind, die völlig überflüssig sind. Man könnte da 
die Richtlinie abschreiben, allerdings den Punkt, 
den Sie jetzt im Kern ansprechen, was Herr Dederer 
eben auch schon angesprochen hat, da sehe ich  
eigentlich keine Lücke. Das ist „1:1“ umgesetzt. Die 
Umweltziele sind auch nach deutschem Recht 
möglich und auch diese Beschränkung zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung; das ist analog zur 
Richtlinie. Nur ist es da so, da sehen sie sozusagen 
die beiden juristischen Kontrahenten vor sich, dass 
ich davon ausgehe, dass wir einen sehr viel weite-
ren Spielraum haben, Umweltziele auch zur Be-
gründung heranzuziehen. Das ist auch die Inten-
tion des Richtliniengebers gewesen. Ich möchte da 
zurückkommen auf Herrn Schiemann, der es ja vor-
hin auch begrüßt hat, dass man trennt zwischen 
wissenschaftlicher Untersuchung und politischer 
Bewertung. Ich verstehe sowohl die Richtlinie als 
auch das deutsche Gesetz so. Das ist eigentlich 
auch ganz klar aus dem Wortlaut. Dort wird Bezug 
genommen auf die Umweltverträglichkeitsprüfung. 
Sie ist die wissenschaftliche Grundlage der EFSA. 
Diese bleibt unionsrechtlich harmonisiert. Aber die 
Bewertung dieser wissenschaftlichen Grundlagen, 
die muss nicht nur die Kommission mehr treffen, 

sondern die können auch wir treffen. Ich möchte 
mal ein Beispiel nennen: Wenn die Wissenschaftler 
ein Risiko identifizieren, das sie für sehr gering hal-
ten, dann kann sein, dass die Wissenschaftler rein-
schreiben, dass es vernachlässigbar gering sei. Da-
rin läge eine Wertung, die den Wissenschaftlern 
nicht zusteht. Sie können schreiben „sehr gering“, 
im Wahrscheinlichkeitsbereich von x bis y. Und 
dann die Frage: Ist das vernachlässigbar, ist das ge-
ring genug? Das ist eigentlich eine politische Frage, 
die früher die Kommission zu treffen hatte und die 
jetzt - das ist eine Möglichkeit, die uns das Opt out-
Gesetz gibt, - auf nationaler Ebene beantwortet wer-
den kann. Um diese Möglichkeit zu nutzen, halte 
ich es auch für zwingend, dass die im Genehmi-
gungsverfahren beteiligten Behörden, die nämlich 
genau das vorher mit der EFSA diskutieren, betei-
ligt werden, um ihre Bedenken weiter einbringen 
zu können, die von der EFSA nicht gehört wurden. 
 
Der Vorsitzende: Keine weiteren Fragen aus der 
SPD? Dann danke ich auch hier und gebe das Wort 
an die Fraktion DIE LINKE.; Frau Dr. Tackmann hat 
das Wort. 
 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE.): Vielen 
Dank. Ich möchte nochmal auf die Rechtssicherheit 
zurückkommen, weil ich schon den Ehrgeiz habe, 
hier Gesetze zu beschließen, die einigermaßen 
rechtssicher sind. Deswegen möchte ich auf Herrn 
Dr. Buchholz nochmal zurückkommen. Sie hatten 
vorhin schon mal verfassungsrechtliche Bedenken 
angedeutet, und soweit ich verstanden habe, gibt es 
ja auch im Grundgesetz Artikel 80, wo entweder 
Bund oder Länder Verordnungsermächtigung re-
geln. Mir scheint in dem Gesetz jetzt aber irgend-
wie Unzuständigkeit geregelt zu sein. Also würde 
ich gerne nochmal ein bisschen erläutert bekom-
men, welche Bedenken Sie da haben und wie Sie 
das regeln oder wie das aus Ihrer Sicht geregelt 
werden müsste, damit es eben nicht dieses verfas-
sungsrechtlichen Bedenken gibt. 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Buchholz. 
 
Dr. Georg Buchholz: Vielen Dank. Also meine ver-
fassungsrechtlichen Bedenken beziehen sich vor al-
lem auf diese Ländermehrheit. Es ist ein Konstrukt, 
was es aus meiner Sicht bisher nirgends gibt im 
deutschen Recht, außer natürlich im Bundesrat. 
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Dort ist es in der Verfassung vorgesehen, dass sozu-
sagen die Ländermehrheit über Bundesrecht be-
stimmt. Sonst gibt es das nirgends. Das halte ich für 
ein Problem, weil man da nicht mehr sieht, wer ist 
verantwortlich, und wen muss ich abwählen, wenn 
ich diese Politik nicht mehr will. Das ist übrigens 
besonders für die Länder, die überstimmt werden, 
ein Problem, weil ich da nicht die Landesregierung 
und nicht die Bundesregierung verantwortlich ma-
chen kann. Wir haben aber noch ein zweites Prob-
lem, das im aktuellen Gesetzentwurf nicht geregelt 
ist. Also es können sowohl der Bund als auch die 
Länder Verbote erlassen in Phase 2. Aber es ist 
nicht geregelt, in welchem Verhältnis das zueinan-
der steht. Also, es ist nicht klargestellt, wenn der 
Bund beispielsweise nur eine Beschränkung er-
lässt, ob ein Land weitergehende Verbote erlassen 
darf oder nicht. In der Begründung heißt es, er darf 
es nicht. Es steht aber im Gesetz nicht drin. Der 
Bundesrat hat vorgeschlagen, das klarzustellen, 
dass die Länder das dürfen. Egal, wie man es regelt, 
aus juristischer Sicht sollte das klargestellt werden. 
Wenn man nichts klarstellt, ist mein Gefühl eher 
so, dass dann die Länder nicht regeln dürften, weil 
dann eben der Bund eine Regelung gemacht hat 
und letzten Endes die Gerichte entscheiden müss-
ten: wollte der Bund nun eine abschließende Rege-
lung treffen, und den Ländern keinen Spielraum 
mehr ermöglichen, oder wollte er das nicht? Und 
um die Beantwortung dieser Frage nicht auf das 
Bundesverfassungsgericht zu schieben, wäre es 
sehr hilfreich, wenn man das im Gesetz direkt klar-
stellt.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. 
 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE.): Okay, 
dann habe ich noch eine Nachfrage an Frau Mol-
denhauer zur Frage Nulltoleranz. Hier gab es ja die 
Aussage, naja, so dramatisch, wie es jetzt darge-
stellt wurde, dass die Nulltoleranz aufgeweicht 
wird, ist es vielleicht gar nicht. Deswegen würde 
ich Ihre Einschätzung nochmal nachfragen. Und 
eine zweite Anfrage an Sie: nochmal mit dem Veto-
recht. Ein Land kann ein Opt out wieder „kippen“? 
Wie bewerten Sie das denn? 
 
Der Vorsitzende: Frau Moldenhauer bitte.  
 
Heike Moldenhauer (BUND): Die Frage: wie drama-
tisch wir das mit der Nulltoleranz sehen? Was wir 

besonders monieren, ist, dass wir das als Aufforde-
rung an die Saatgutfirmen ansehen, nicht mehr so 
sorgfältig gentechnische Verunreinigungen zu ver-
meiden. Wir haben ja in den letzten Jahren immer 
über das Saatgut-Monitoring vom Bund ganz klare 
Aussagen, dass es so gut wie gar keine gentechni-
schen Verunreinigungen mehr gibt, also dass die 
Saatgutfirmen das total im Griff haben. Und wenn 
jetzt diese Nulltoleranz aufgeweicht wird, dann 
fürchten wir, dass die Sorgfaltspflicht, die Unter-
nehmen haben, vernachlässigt wird, dass das quasi 
eine Aufforderung ist, wieder schlampiger zu arbei-
ten. Dann die Frage mit dem Opt in: Also, dass nur 
ein Land für das ganze Staatsgebiet der Bundesre-
publik darüber bestimmen kann, dass ein bundes-
weites Anbauverbot wieder aufgehoben wird, das 
finde ich komplett unverhältnismäßig. Und wenn 
wir schon eine Opt in-Regel haben, dann wäre für 
uns erstmal klar: nur eine Mehrheit der Bundeslän-
der muss dem zustimmen. Und was uns sehr wich-
tig ist, dass dann, wenn ein Land sagt „keine An-
bauverbote mehr“, dass das ausführlich begründet 
werden muss, warum dieses Opt in jetzt wieder das 
Opt out killt.  
 
Der Vorsitzende: Frau Dr. Tackmann. 
 
 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE.): Und 
nochmal an Frau Moldenhauer. Gibt es denn Ana-
lysen, welche Konsequenzen die Gentechnikgesetz-
gebung im Moment schon auf die konventionelle 
Pflanzenzüchtung hat? Also Verdrängungseffekte? 
Es wurde ja hier dargestellt, als ob nur die Gentech-
nik die Zukunftsfragen lösen kann: aber ist es nicht 
auch eine Frage der Machtausübung, die sich dann 
verschiebt? Mit Gentechnik arbeiten ja meistens 
Konzerne, größere Strukturen und die konventio-
nelle Pflanzenzüchtung ist zumindest in Teilen 
noch etwas breiter aufgestellt. Haben Sie da mal 
Analysen gemacht, ob es da entsprechende Effekte 
gibt? Weil vorhin ist mal die Frage gestellt worden 
„was ist denn eigentlich Natur?“. Aber die Frage 
stellt sich ja natürlich auch: wer verändert Natur 
und Gene? 
 
Der Vorsitzende: Frau Moldenhauer, jetzt haben 
Sie noch genau 20 Sekunden. Die sollten Sie ein-
halten. 
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Heike Moldenhauer (BUND): Also diejenigen Fir-
men, die bei der klassischen Gentechnik arbeiten, 
sind auch diejenigen, die bei den neuen gentechni-
schen Verfahren (wieder diejenigen sind, die da) 
aktiv sind und die dann auch über die neuen gen-
technischen Verfahren ebenfalls ihre Rechtsansprü-
che über Patente absichern werden. 
 
Der Vorsitzende: Das war eine Punktlandung, Kom-
pliment. Der Kollege Ebener startet in die letzte 
Fragerunde für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.  
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke Herr Vorsitzender. Meine Frage geht an Frau 
Dr. Tappeser, und zwar möchte ich auf den Gesetz-
entwurf des Bundesrates eingehen. Könnte dieser 
Gesetzentwurf denn die gewollten Verbote rechtssi-
cher ermöglichen? Könnten Sie uns dazu nochmal 
die Vorteile erläutern, auch im Hinblick auf die 
Frage „Unterstützung der Länder für den Bund“? 
Kann das funktionieren: ja oder nein? Eine zwei-
te Frage zum Vorsorgeprinzip und Innovationsprin-
zip neue Gentechnik: Ist das Vorsorgeprinzip Wis-
senschaft ja oder nein? Und wie müsste man sich 
denn konkret die Anwendung des Innovationsprin-
zipes vorstellen? 
 
Der Vorsitzende: Frau Stn Dr. Tappeser. 
 
Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Vielen Dank. Der Bundesratsge-
setzentwurf hat sehr eindeutig versucht, in seinem 
Entwurf zu regeln, wie die Zuständigkeiten sind 
und wie das Verfahren ist. Das war im Zusammen-
hang mit der Phase 1 ganz eindeutig die Bundes-
oberbehörde oder das entsprechende Ministerium – 
die Bundesoberbehörde ist ja auch bei dem Geneh-
migungsverfahren die handelnde Instanz – den An-
tragsteller auffordert, das Hoheitsgebiet auszuneh-
men. Es gab da kein Problem mit dem Votum der 
Länder und dem Aspekt, der ja hier auch diskutiert 
worden ist: haben wir eine Mischverwaltung oder 
wie ist das überhaupt einzuschätzen? (Wer war da 
von vornherein ausgeschaltet?) Der Bundesratsent-
wurf hat vorgesehen, dass die Phase 1 entspre-
chend „1:1“, wie es in der Richtlinie vorgesehen 
ist, umgesetzt werden kann; das haben ja auch viele 
Mitgliedstaaten der EU gemacht. Es sind 19 gewe-
sen, die das Opt out genutzt haben. Die haben kei-

ne Angaben von Gründen vorgegeben; das war ein-
zig und alleine die Bundesrepublik, die auch schon 
bei diesem Interimsverfahren eine Angabe von 
Gründen – allerdings nicht als zwingende Gründe, 
so wie für die Phase 2, vorgenommen hat. Also das 
heißt, da wäre eine sehr rechtssichere Umsetzung 
möglich. Und auch in der Phase 2 ist vorgesehen, 
dass die Bundesregierung nach dem (Bundesrats) 
Länderentwurf die Federführung hat. Die Länder 
wären da aufgefordert und natürlich auch bereit, 
die entsprechenden Gründe dem Bund zu liefern, 
die aus Ländersicht vorliegen und zielführend 
sind. Es war kein abschließender Katalog von zwin-
genden Gründen vorgesehen. Das habe ich ja vor-
hin schon ausgeführt, dass das für (die Berücksich-
tigung von zukünftigen Entwicklungen) Zukunfts-
aspekte und für das, was da in dem Zusammen-
hang wesentlich ist, von Bedeutung ist. Auch da 
würden wir sehen, dass all die Probleme, die hier 
angesprochen worden sind, dann nicht auftreten. 
Die Kompetenz, die bei den Bundesbehörden ange-
siedelt ist, die in den Genehmigungsverfahren mit 
einbezogen sind, die könnte entsprechend genutzt 
werden, so dass ein konsistentes Verbotsverfahren 
auch für die Phase 2 damit durchgeführt werden 
könnte. Und vielleicht noch ganz kurz zu dem As-
pekt Vorsorgeprinzip versus Innovationsprinzip. 
Das wäre ein sehr ungewöhnlicher Schritt. Das Vor-
sorgeprinzip ist wissenschaftlich abgesichert; das 
ist ganz klar. Und aus meiner Sicht kann es kaum 
sein, dass es zum Schluss einen Abwägungsprozess 
bei so weitreichenden technischen Aspekten (Ent-
wicklungen) gibt, einen Abwägungsprozess von Ri-
siken für Mensch und Umwelt versus einer Innova-
tion für die Industrie. Das scheint mir nicht ange-
messen zu sein, sondern das war ja gerade der Fort-
schritt, der erzielt worden ist mit der Diskussion 
ums Vorsorgeprinzip 1992.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Frau Staatssekretä-
rin. Herr Ebner will noch eine Frage stellen? Bitte. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das nutzen wir noch. Frau Staatssekretärin, wür-
den Sie mir zustimmen, dass dieser Gesetzentwurf 
der Bundesregierung so gemacht wurde, dass es zu 
keinen nationalen bundesweit einheitlichen An-
bauverboten kommen kann? 
 
Der Vorsitzende: Bitteschön.  
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Stn Dr. Beatrix Tappeser (Hessisches Ministerium 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz): Das kann ich kurz und knapp be-
antworten. Der Eindruck drängt sich auf, dass das 
so gemacht ist. Ich hoffe aber aus der Länderper-
spektive immer noch, dass wir zu Veränderungen 
kommen und zu einem Kompromiss finden, der ein 
Opt out, was in Phase 1 zielführend ist und auch in 
Phase 2 trägt, ermöglicht. 
 
Der Vorsitzende: Gut, die 13 Sekunden schenken 
wir uns allen. Vielen herzlichen Dank. Sehr geehrte 
Sachverständige, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren, damit kommen wir zum 
Ende einer spannenden Anhörung. Wie nicht an-
ders zu erwarten, gab es bei diesem oft sehr emotio-
nal geführten Thema ganz kontroverse Meinungen 
und Ansichten. Es wird auch in Zukunft nicht alles 
so einfach „unter einen Hut“ zu bringen sein. Zu-
sammenfassend möchte ich nochmals sagen, dass 
es aktuell nach meinem Kenntnisstand keinen 
kommerziellen Anbau von gentechnisch veränder-
ten Pflanzen gibt. Ich glaube – auch über die Frakti-
onen und mit der Bundesregierung –besteht Einig-
keit darüber, dass wir diese Opt out-Lösung für 
Deutschland wollen. Wir wollen Rechtssicherheit. 
Auch deswegen gibt es noch unterschiedliche Fra-
gen und wir wollen auch in unserem Deutschland 
keinen „Flickenteppich“. Auch darüber sind wir 
uns – glaube ich – alle einig. Was für mich auch 
wichtig ist, dass wir, wenn wir unser Land gentech-
nikfrei halten, auch die Wertschätzung für die Prä-
dikatsprodukte, die unsere Landwirte hier produ-
zieren, ein Stück weit kommunizieren in die Ge-
sellschaft hinein und die Verbraucher dazu auffor-
dern, da auch ein bisschen kritischer und gezielter 
einzukaufen, als sie dies seither vielleicht machen 
– auch mit einer wirtschaftlichen Wertschätzung 
diese Produkte, Lebensmittel Made in Germany, 
versehen. Es wird spannend bleiben. Wir können 
aus dieser Anhörung bestimmt wichtige Aspekte 
mitnehmen für unsere weitere parlamentarische 
Diskussion. Ihnen wünsche ich allen einen guten 
Nachhauseweg, bedanke mich nochmals, dass Sie  
 
 
 
 
 
 
 

gekommen sind, dass Sie uns schriftliche Unterla-
gen vorab zur Verfügung gestellt haben, und für 
Ihre Aussagen hier. Für die Kolleginnen und Kolle-
gen noch einen schönen Abend. Damit ist diese 
Anhörung geschlossen.  
 
 
Schluss der Sitzung: 17:16 Uhr 
 
 


